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Geschäftsbereich des Bundesministers des Innern 


1 . Abgeordneter 

Broll 

(CDU/CSU) 


Welche Sozialleistungen erhalten Beamte, Ange- 
stellte und Arbeiter des Bundes, und liegen der 
Bundesregierung Erkenntnisse darüber vor, welche 
Sozialleistungen den Beschäftigten im nicht-öffent- 
lichen Bereich gewährt werden? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs von Schoeler 
vom 2. September 

Beschäftigte innerhalb wie außerhalb des öffentlichen Dienstes erhalten 
bei Vorliegen der gesetzlichen Anspruchsvoraussetzungen dieselben für 
alle Bürger in bestimmten Lebenslagen vorgesehen Sozialleistungen im 
Sinne von § 1 1 des Ersten Buches Sozialgesetzbuch, also beispielsweise 
Wohngeld, Kindergeld, Ausbildungsförderung. Es gibt insoweit keinerlei 
Bevorzugung der Angehörigen des öffentlichen Dienstes. Zu Leistungen 
der Dienstherren und Arbeitgeber aus dem Dienst- bzw. Arbeitsverhält- 
nis, die sich — wenngleich sie z. B. im Sozial budget und, wiederum an- 
ders, im Gutachten des Instituts Finanzen und Steuern in einem erwei- 
ternden Sinne rnit erfaßt worden sind — ihrer Rechtsnatur nach davon 
unterscheiden, darf ich auf die Antwort zur Frage 2 verweisen. 


2. Abgeordneter 

Broll 

(CDU/CSU) 


Trifft es nach den Erkenntnissen der Bundesregie- 
rung zu, daß — wie in einem Gutachten des Insti- 
tuts „Finanzen und Steuern e. V.“ festgestellt 
wurde — die öffentlichen Bediensteten 1978 pro 
Kopf und Jahr Sozialleistungen in Höhe von rund 
14 000 DM gegenüber rund 6 000 DM pro abhängig 
Beschäftigtem im nicht-öffentlichen Bereich erhal- 
ten haben, und wenn ja, worauf ist die unterschied- 
liche Belastung nach Auffassung der Bundesregie- 
rung zurückzuführen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs von Schoeler 
vom 2. September 

Der in dem Gutachten des Instituts „Finanzen und Steuern e. V.“ 
vorgenommene Vergleich von Pro-Kopf-,, Sozialleistungen“ des öffent- 
lichen Dienstes und des nicht-öffentlichen Bereichs ist schon im Ansatz 
und von der Abgrenzung her unzutreffend, weil die im Gutachten 
schwerpunktmäßig behandelten Leistungen im öffentlichen Dienst 
keine Sozialleistungen sind. 

Das Gutachten greift für punktuelle Vergleichszwecke insbesondere 
eigenständige Leistungen des Dienstherrn innerhalb des beamtenrecht- 
lichen Systems, wie das Ruhegehalt der Beamten, Richter und Soldaten 
oder die famüienbezogenen Bestandteile der Dienstbezüge heraus. Diese 
Leistungen sind jedoch unteilbare Bestandteile der Gegenleistung für die 
Arbeit im Dienstverhältnis auf Lebenszeit. Nach der Rechtsprechung 
des Bundesverfassungsgerichts ist die Gesamtalimentation der Beamten, 
Richter und Soldaten und ihrer Familien „etwas anderes und Eindeu- 
tigeres als staatliche Hilfe zur Erhaltung eines Mindestmaßes sozialer 
Sicherung und eines sozialen Standards für alle“, sie kann keinesfalls in 
Leistungen anderer Qualität überführt werden (BVerfGE 44, 249). Da 
auch für den Arbeitnehmerbereich des Öffentlichen Dienstes wenigstens 
teilweise sachlich entsprechende, rechtlich selbständig gestaltete Rege- 
lungen vorliegen, kann die Lohn- und Gehaltsstruktur des öffentlichen 
Dienstes nicht in der Weise mit privatrechtlichen Strukturen verglichen 
werden, wie das im Gutachten geschehen ist; erst recht ist es nicht 
sachgerecht, einzelne Komponenten für punktuelle Vergleichszwecke 
aus ihrem Zusammenhang zu lösen. 
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3. Abgeordneter In welchem Verhältnis steht das Nettoruhegehalt 
Broll ^ eines Ruhestandsbeamten zu seinem letzten Netto- 

(CDÜ/CSU) gehait im Vergleich zu den Rentenbezügen eines 

früheren Angestellten zu seinem letzten Nettoein- 
kommen, und hält die Bundesregierung den Vor- 
schlag des Instituts „Finanzen und Steuern e. V.“ 
für gerechtfertigt, die Steigerungssätze der ruhe- 
gehaltfähigen Dienstbezüge der Beamten in den 
ersten zehn Dienstjahren um 0,5 v. H. zu senken? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs von Schoeler 
vom 2. September 

Ruheständsbeamte erhalten im allgemeinen ein Nettoruhegehalt, das in 
einem Verhältnis zwischen 79,02 v. H. und 86,65 v. H. zu ihrem letzten 
Nettogehalt steht. Diese Relation ergibt sich aus Berechnungen nach 
dem Stand vom Januar 1978. Sie stimmt im wesentlichen mit dem Er- 
gebnis des Gutachtens der Treuarbeit AG über einen „Vergleich des 
beamtenrechtlichen Versorgungssystems mit den Versorgungssystemen 
für . Arbeitnehmer im Öffentlichen Dienst und in der privaten Wirt- 
schaft“ vom 10. September 1975 (Drucksache 7/5569) überein. 

Frühere Angestellte des öffentlichen Dienstes erhalten demgegenüber 
eine aus gesetzlicher Rente und Zusatzrente bestehende Gesamtver- 
sorgung, die — wie ebenfalls Berechnungen im Jahr 1978 gezeigt ha- 
ben — in einem Verhältnis zwischen 98,28 v. H. und 106,87 v. H. zu 
ihrem letzten Netto-Gehalt steht. 

Bei diesen Berechnungen wurde jeweils von einer Versorgung in Höhe 
von 75 V. H. der maßgebenden Bezüge ausgegangen. Die Unterschiede 
beruhen insbesondere darauf, daß die beamtenrechtlichen Versorgungs- 
bezüge bis auf einen Versorgungsfreibetrag von 40 v. H. der Versor- 
gungsbezüge, höchstens aber 4800 DM pro Jahr, als Einkünfte aus 
nicht-selbständiger Arbeit versteuert werden und die Empfänger beam- 
tenrechtlicher Versorgungsbezüge zur Abdeckung der von der Beihilfe 
nicht gedeckten Krankheitskosten erhebliche Beiträge für eine Kran- 
kenversicherung aufzubringen haben. Sozialversicherungsrenten ein- 
schließlich Zusatzrenten werden dagegen nur mit dem Ertragsanteil 
versteuert. Das führt, wenn keine anderen Einkommen vorhanden 
sind, in der Regel dazu, daß die Renten keinem Steuerabzug unter- 
liegen. Auch haben Rentner allgemein keine Krankenversicherungs- 
kosten zu tragen. 

Zum Verhältnis Netto-Rente zum letzten Netto-Gehalt der Angestell- 
ten außerhalb des öffentlichen Dienstes ist zu bemerken, daß nach 
dem „Bericht der Bundesregierung über die Erfahrungen bei der Durch- 
führung des Gesetzes zur Verbesserung der betrieblichen Altersversor- 
gung“ (Drucksache 8/2377) der Anteil der beschäftigten Arbeitnehmer 
mit betrieblicher Altersversorgung, die die Renten aus der gesetzlichen 
Rentenversicherung ergänzt, bis Ende 1976 auf etwa zwei Drittel 
angestiegen war. Wegen der Vielgestaltigkeit der betrieblichen Alters- 
versorgungen lassen sich Vergleichsberechnungen, wie sie für den 
Öffentlichen Dienst vorgenommen wurden, hier nicht anstellen. 

Der Vorschlag, die Steigerungssätze der ru hegehalt fähigen Dienstzeit 
in den ersten zehn Dienstjahren um 0,5 v. H. zu senken, um dadurch 
die zur Erreichung der Höchstversorgung erforderliche Dienstzeit von 
fünfunddreißig auf vierzig Jahre zu strecken, verkennt die funktions- 
bedingten Besonderheiten des öffentlichen Dienstes und überschätzt 
zudem den hierdurch erzielbaren Spareffekt. Er berücksichtigt z. B. 
nicht die unterschiedliche Dauer der Berufsausübung bei Beamten und 
Berufssoldaten. Bei der vorgeschlagenen Regelung könnten Berufs- 
soldaten und Beamte mit besonderen Altersgrenzen vielfach nicht auf 
ein Ruhegehalt in Höhe von 75 v. H. der ruhegehaltfähigen Dienstbe- 
züge kommen. Um solche Nachteile auszugleichen, wären ergänzende 
Regelungen notwendig, die der mit dem Vorschlag angestrebten Kosten- 
senkung entgegenwirken würden. Bei der Mehrzahl der Beamtenlauf- 
bahnen, in denen der Beamte normalerweise mehr als vierzig Jahre tätig 
ist, könnte der Vorschlag ohnehin nicht zu einer Kostensenkung führen. 
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4. Abgeordneter 
BroU 

(CDU/CSU) 


Wie hoch ist die durchschnittliche Belastung des 
Haushalts des Bundes für Beihilfeaufwendungen 
pro Bediensteten, und liegen der Bundesregierung 
Erkenntnisse darüber vor, wie hoch im Vergleich 
dazu die durchschnittlichen Aufwendungen des 
nicht-öffentlichen Arbeitgebers für den Krank- 
heitsfall pro Beschäftigten ist? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs von Schoeler 
vom 2. September 

Die durchschnittlichen Beihilfeaufwendungen des Bundes betrugen 
im Haushaltsjahr 1979 je Beamten, Richter, Hochschullehrer, Berufs- 
soldaten und Soldaten auf Zeit rund 1069 DM. Einen Beitrag zur 
Krankenversicherung der Beamten hat der Dienstherr nicht zu zahlen. 

Bei den Angestellten und Arbeitern hat dagegen der Dienstherr den 
Arbeitgeberanteil zur Krankenversicherung nach §§ 381, 405 RVO 
zu tragen; dieser belief sich im Jahr 1979 im Durchschnitt aller gesetz- 
lichen Krankenkassen auf 5,63 v. H. des Bruttoarbeitsverdienstes bis zur 
Beitragsbemessungsgrenze nach § 165 Abs. 1 Nr. 2 RVO. Da Pflicht- 
versicherte in der gesetzlichen Krankenversicherung auf die ihnen zu- 
stehenden Sachleistungen angewiesen sind und Beihilfen nur in den 
Fällen erhalten, in denen die Krankenversicherung keine Leistungen 
oder nur einen Zuschuß gewährt, ist naturgemäß der auf diesen Per- 
sonenkreis entfallende Anteil der durchschnittlichen Beihilfeaufwen- 
dungen wesentlich geringer als bei den Beamten, Richtern und Solda- 
ten. 

Die durchschnittlichen Anfwendungen des nicht-öffentlichen Arbeit- 
gebers für den Krankheitsfall der Arbeitnehmer umfassen im wesent- 
lichen, abgesehen von der Lohnfortzahlung, den gesetzlichen Arbeit- 
geberanteil zur Krankenversicherung. Auf die obigen Ausführungen 
darf ich verweisen. 


5. Abgeordneter 

MUz 

(CDU/CSU) 


Trifft es zu, daß die Publikationen der Bundes- 
regierung zur Förderung von Hausschutzräumen 
für Wohnungen und Wohnheime in keinem Ver- 
hältnis zu den tatsächlichen Möglichkeiten stehen, 
allen Förderungsanträgen zu entsprechen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs von Schoeler 
vom 2. September 

Die Unterrichtung der Bevölkerung über Vorsorgemaßnahmen des 
Zivilschutzes muß überzeugend und intensiv erfolgen. Nur so kann 
erwartet werden, daß die Bevölkerung angemessene Schutzvorkeh- 
rungen für sinnvoll hält und diese durchführt. Eine Verbesserung des 
Zivilschutzes kann daher nicht auf dem Wege angestrebt werden, daß 
sich die sachbezogene Aufklärungsarbeit über den Schutzraumbau 
jeweils den wechselnden Haushaltsansätzen für die Schutzbauförderung 
anpaßt. 

Ein gewisser Engpaß der Bereitstellung von Zuschußmitteln ist gegen- 
wärtig vorhanden. Es werden aber immer noch Vorbescheide auf die 
Gewährung von Zuschüssen erteilt, allerdings für das Jahr 1982, da die 
Mittel für 1980 ausgeschöpft und die Verpflichtungsermächtigungen 
für 1981 schon gebunden sind. Das Bundesamt für Zivilschutz, das in 
meinem Aufträge die Förderungsmittel für Hausschutzräume verwal- 
tet, hat erst kürzlich das Land Nordrhein-Westfalen gebeten, Anträge 
privater Bauherren keinesfalls abzulehnen und bei auftretenden Schwie- 
rigkeiten sofort das Bundesamt einzuschalten, damit Abhilfe geschaffen 
werden kann. Der Förderung privater Schutzräume wird Priorität ein- 
geräumt. 
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6. Abgeordneter 

Milz 

(CDU/CSU) 


Trifft es zu, daß die Gründe hierfür bezogen auf 
das Land Nordrhein-Westfalen nicht vom Land 
Nordrhein-Westfalen, sondern vom_ Bund zu ver- 
treten sind, zumal es sich bei den Maßnahmen um 
eine Förderung aus Bundesmitteln handelt und den 
Förderungsanträgen auch nur in dem Umfang ent- 
sprochen werden kann, in dem der Bund Mittel 
zur Verfügung stellt? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs von Schoeler 
vom 2. September 

Da es sich um eine Förderung aus Bundesmitteln handelt, liegen die 
Gründe für die geschilderten Schwierigkeiten nicht im Bereich des Lan- 
des Nordrhein-Westfalen. Auf die schwierige Finanzsituation des Bun- 
des und die sich daraus für die Finanzierung wichtiger Staatsaufgaben 
ergebenden Probleme hat die Bundesregierung gerade in letzter Zeit 
wiederholt hingewiesen. 


7. 


Abgeordneter 

Dr. Hüsch 


(CDU/CSU) 


Welche Konsequenzen zieht die Bundesregierung 
aus dem Urteil des Bundesgerichtshofs in Zivil- 
sachen vom 18. Oktober 1979 — III ZR 177/77 — 
hinsichtlich der Auswirkungen der Lärmbelastun- 
gen für den Militärflughafen Nörvenich sowohl 
für diesen Flughafen als auch für andere vom Flug- 
lärm besonders betroffene Umgebungen von Flug- 
häfen, insbesondere in München-Riem, Hamburg- 
Fuhlsbüttel und Düsseldorf? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs von Schoeler 
vom 2. September 

Das Urteil des Bundesgerichtshofes vom 18. Oktober 1979 - III ZR 
177/77 - befaßt sich mit der Ermittlung des Minderwertes eines 
Gutshauses, das intensiver Schallbelastung durch den Flugverkehr 
eines nahen militärischen Flugplatzes ausgesetzt ist. Durch das Urteil 
wird der Rechtsstreit nicht abgeschlossen; die Sache wird vielmehr 
— unter Aufhebung des vorinstanzlichen Urteils - zur anderweitigen 
Verhandlung und Entscheidung an das Berufungsgericht zurückver- 
wiesen. 

Die Bundesregierung sieht keine Veranlassung, Konsequenzen aus dem 
Urteil des Bundesgerichtshofes zu ziehen. Dies güt zunächst für den 
konkreten Rechtsstreit, dessen rechtskräftiger Abschluß abgewartet 
werden sollte. Dies gilt aber auch im übrigen, zumal die in den Ent- 
scheidungsgründen geäußerte Auffassung des Bundesgerichtshofes in 
allen wesentlichen Punkten mit der Auffassung der Bundesregierung 
übereinstimmt. So hält es z. B. auch die Bundesregierung für richtig, 
daß neben den sehr generellen Erstattungsregelungen des Fluglärmge- 
setzes Entschädigungsansprüche bestehen können, die eine Berück- 
sichtigung der besonderen Umstände des Einzelfalles ermöglichen. Die 
Bundesregierung ist ferner mit dem Bundesgerichtshof der Ansicht, 
daß ein lärmbedingter Minderwert eines Gebäudes nur insoweit rele- 
vant sein kann, als durch bauliche Schallschutzmaßnahmen ein zumut- 
barer Zustand nicht zu erreichen ist. Diese Rechtsauffassung dürfte 
gerade in solchen Fällen von Bedeutung sein, in denen das fragliche 
Gebäude in Schutzzone 1 eines nach dem Fluglärmgesetz festgesetz- 
ten Lärmschutzbereichs liegt, wie etwa bei dem Gutshaus, auf das sich 
das BGH-Urteil bezieht. In Schutzzone 1 besteht bereits nach gelten- 
dem Recht — nach dem Fluglärmgesetz in seiner jetzigen Fassung — 
ein Anspruch auf Ersatz von Aufwendungen für baulichen Schallschutz. 
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8. Abgeordneter Wie beurteilt die Bundesregierung die Kritik, daß 
Biechele die Wiedereinführung der Milchflasche aus Gründen 

(CDU/CSU) der Hygiene und der Umweltbelastung einen Rück- 

schritt bedeute, von dem dringend abzuraten sei 
(vgl. Artikel „Wiedereinführung der Milchflasche “ 
ein Rückschritt?“ in der „Badischen Bauernzeitung“, 
Nummer 3 1/1980)? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs von Schoeler 
vom 2. September 

Die Bundesregierung teilt nicht die Ansicht, daß die Verwendung von 
Milchmehrwegverpackungen hinsichtlich Umweltbelastung und Hy- 
giene einen Rückschritt, bedeutet. Hiergegen sprechen nicht zuletzt 
Erfahrungen aus anderen Ländern, wo die Milchflasche wie in Groß- 
britannien (etwa 90 v. H. Marktanteil) in größerem Umfang verwen- 
det wird. 

Wie bei allen Mehrwegverpackungen hängt die Umweltbelastung der 
Milchflasche von der Zahl der Umläufe ab. Bei ausreichender Umlauf- 
zahl bewirkt die Mehrwegflasche nicht nur eine Verringerung des Ab- 
fallvolumens, sie trägt in der Tendenz auch zur Einsparung von Energie 
bei. 

Die notwendige Reinigung von Milchflaschen führt zweifelsohne zu 
einer Verschmutzung des Waschwassers und damit zu einer gewissen 
Abwasserbelastung. Diese Belastung ist jedoch im Rahmen einer Ge- 
samtbetrachtung der Gewässerverunreinigung gegenüberzustellen, die 
bei der Herstellung der heute überwiegend verwandten Einwegver- 
packungen zu beobachten ist. Während die anorganische Abwasser- 
belastung bei der Milchmehrwegflasche gegenüber diesen Einwegver- 
packungen größer ist, liegt die organische Belastung niedriger. Dieser 
Vergleich liefert insofern kein eindeutiges Argument für oder gegen 
die Mehrwegverpackung. 

Was die hygienische Seite angeht, läßt sich bei dem Einsatz geeigneter 
und vielfach erprobter Reinigungstechniken kein ernsthaftes Argument 
gegen das Mehrwegbehältnis anführen. Im übrigen unterliegt Milch, 
die in Mehrwegflaschen angeboten wird, den auch sonst für Milchpro- 
dukte geltenden strengen Hygieneanforderungen und der damit verbun- 
denen Überwachung durch die zuständigen Behörden. 

Die Bundesregierung fördert zur Zeit einen einjährigen Marktversuch 
mit neuen Milchmehrwegverpackungen. Dieser Versuch wird u. a. auch 
zusätzliche Erkenntnisse zu den vorgenannten Fragen liefern. 


9. Abgeordneter 
Dr. Jentsch 
(Wiesbaden) 
(CDU/CSU) 


In welchen Bereichen wird die am 15. Juli 1980 
vom Ministerrat der EG verabschiedete neue Richt- 
linie über die Grundnormen für den Strahlenschuti 
neue Regelungen bringen, und inwieweit sind die 
bestehenden Maßnahmen für die Röntgenunter- 
suchungen von Lehrern betroffen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs von Schoeler 
vom 2. September 

Die EG-Richtlinie vom 15. Juli 1980 über die Grundnormen für den 
Strahlenschutz berücksichtigt die neuesten wissenschaftlichen Ergeb- 
nisse der Internationalen Strahlenschutzkommission (ICRP). Kern- 
stück der Richtlinie sind Regelungen, die den ICRP-Empfehlungen 
Nr. 26 und 30 entsprechen. Zum einen handelt es sich dabei um ein 
neues Dosis-Modell, die „effektive Dosis“. Bei dem bisherigen Kon- 
zept der Ermittlung der höchstzulässigen Strahlenbelastung wurde 
dasjenige Körperorgan betrachtet, das die höchste Dosis erhalten hatte. 
Nach dem neuen Konzept wird die Dosisbelastung sämtlicher Organe 
— im Wege einer Summationsformel mit gewichteten Einzeldosen — 
berücksichtigt. Dieses neue Strahlenschutzkonzept trägt in besonderem 
Maße der medizinisch-biologischen Strahlen Sensibilität des menschli- 
chen Körpers Rechnung. 
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Die andere wesentliche Neuregelung besteht in der Übernahme neuer 
wissenschaftlicher Daten ~ soweit diese von ICRP bereits veröffentlicht 
sind — für die einzelnen Radionuklide zur Berechnung von Grenzwer- 
ten. 

Mit dieser Richtlinie erhält der Strahlenschutz in der Gemeinschaft 
eine Grundlage, die dem neuesten wissenschaftlichen Stand entspricht. 
Vorarbeiten im Hinblick auf die notwendigen Anpassungen der Strah- 
lenschutzverordnung sind in meinem Hause bereits in Angriff genom- 
men worden. Allerdings werden Änderungen in den Punkten nicht 
erfolgen, in denen die Strahlenschutzverordnung strengere Regelungen 
enthält. 

Die Grundnormen-Richtlinie wird selbstverständlich auch anzuwenden 
sein für die Röntgenuntersuchungen, denen sich Lehrer nach dem Bun- 
desseuchengesetz zu unterziehen haben. Auf die Verpflichtung selbst 
hat die Richtlinie keinen Einfluß. 


10. Abgeordneter Treffen Pressemeldungen zu, wonach das Bundes- 
Hansen innenminist erium die Scharfschützengewehre StG 

(SPD) 300 aus Österreich einzuführen beabsichtigt, um 

damit die GSG 9 auszurüsten? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs von Schoeler 
vom 2. September 

Die Pressemeldungen treffen nicht zu. 


1 1 . Abgeordnete 

Frau 

Schleicher 

(CDU/CSU) 


Welche Gründe führten zum Erlaß der Allgemeinen 
Verwaltungsvorschrift des Bundesbesoldungsgeset- 
zes vom 23. November 1979, nach dem der Orts- 
zuschlag der Vergütung bzw. Besoldung im öffent- 
lichen Dienst für Alleinstehende mit Kindern, die 
einen Unterhaltsanspruch von mehr als 210 DM 
monatlich gegen den anderen Elternteil haben, 
gekürzt wurde (gewährt wurde bisher Ortszuschlag II 
— Verheiratete, ab 1. März 1980 Ortszuschlag I — 
Ledige)? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs von Schoeler 
vom 2. September 

Nach Nr. 40.2.8 der am 1. März 1980 in Kraft getretenen allgemeinen 
Verwaltungsvorschrift zum Bundesbesoldungsgesetz vom 23. Novem- 
ber 1979 kann von einer Unterhaltsgewährung, insbesondere für ein in 
die Wohnung aufgenommenes Kind, im Sinne des § 40 Abs. 2 Nr. 4 des 
Bundesbesoldungsgesetzes in der Regel ausgegangen werden, wenn die 
dem Beamten für den Unterhalt des Kindes zufließenden Mittel nicht 
mehr als 360 DM im Monat betragen. Zu diesen Mitteln zählen auch das 
speziell für den Unterhalt gewährte Kindergeld und der Kinderanteil im 
Ortszuschlag in - pauschalierter — Höhe von insgesamt 150 DM im Mo- 
nat. Erhält ein Beamter diese Leistungen, dürfen deshalb weitere für den 
Unterhalt des Kindes bestimmte Mittel den Betrag von 210 DM im Mo- 
nat nicht überschreiten. Durch die pauschale Berücksichtigung von Kin- 
dergeld und Kinderanteil im Ortszuschlag in Höhe von 150 DM wird 
vermieden, daß künftige Erhöhungen dieser Leistungen zu Überschrei- 
tungen des Höchstbetrages führen. 

Die vom Petitionsausschuß des Deutschen Bundestages als Material 
übersandten Eingaben, verschiedene Fragen im Rahmen der Frage- 
stunde des Deutschen Bundestages und die Entschließung des Bundes- 
rates vom 23. Mai 1980 unter Drucksache 204/80 (Beschluß) haben 
mich veranlaßt, Nr. 40.2.8 der allgemeinen Verwaltungsvorschrift 
zum Bundesbesoldungsgesetz zu überprüfen. 
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Dabei wurde festgestellt, daß die Anwendung der Verwaltungsvorschrift 
wegen der bisherigen unterschiedlichen Verwaltungspraxis in zahlrei- 
chen Bundes- und Landesbehörden für die betroffenen Beamten zu Här- 
ten führen kann. 

Meine Absicht, daraufhin Nr. 40.2.8 BBesGVwV zu ändern, hat nicht 
die Zustimmung aller Beteiligten gefunden. Zugestimmt wurde jedoch 
meinem weiteren Vorschlag, eine Besitzstandsregelung zu treffen, die es 
ermöglicht, die von den Betroffenen als Härte empfundene Änderung 
der bisherigen Verwaltungspraxis abzumildern. 

Durch Rundschreiben vom 12. August 1980 — D II 4 — 221 400/2 — 
an die obersten Bundesbehörden habe ich daher veranlaßt, daß den Per- 
sonen, denen im Februar 1980 der Unterschiedsbetrag zwischen den 
Stufen 1 und 2 des Ortszuschlags nach § 40 Abs. 2 Nr. 4 BBesG zu- 
stand, dieser Unterschiedsbetrag bei Vorliegen der übrigen Vorausset- 
zungen so lange weitergewährt wird, wie er bei Fortgeltung der bis zum 
29. Februar 1980 für die Betroffenen geltenden Höchstbetragsregelung 
zu zahlen gewesen wäre. - Die zuständigen obersten Landesbehörden 
habe ich gebeten, diese Besitzstandsregelung auch in ihrem Bereich an- 
zuwenden. 

12. Abgeordnete 

Frau 

Schleicher 

(CDU/CSU) 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs von Schoeler 
vom 2. September 

Die Besitzstandsregelung bewirkt, daß Nr. 40.2.8 BBesGVwV im we- 
sentlichen nur noch für betroffene Personen von Bedeutung ist, die 
nach dem 29. Februar 1980 in den öffentlichen Dienst eingetreten sind. 


Wie groß ist der betroffene Personenkreis insge- 
samt? 


13. Abgeordnete Wie viele alleinstehende Frauen mit Kindern mußten 
Frau eine Gehaltskürzung hinnehmen? 

Schleicher 

(CDU/CSU) 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs von Schoeler 
vom 2. September 

Die Besitzstandsregelung hat zur Folge, daß alleinstehende Frauen oder 
Männer mit Kindern keine Gehaltskürzungen hinnehmen müssen. 


14. Abgeordnete Wie hoch sind die Einsparungen der öffentlichen 

Frau Hand? 

Schleicher 

(CDU/CSU) 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs von Schoeler 
vom 2. September 

Im Hinblick darauf habe ich von einer aufwendigen Umfrage bei Bun- 
des- und Landesbehörden nach der Zahl der ursprünglich betroffenen 
Personen und der Höhe der Einsparungen der öffentlichen Hand abge- 
sehen. 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Justiz 


15. Abgeordneter 
Dr. Müller 

(CDU/CSU) 


Findet es die Bundesregierung vor allem mittel- 
ständischen Unternehmen gegenüber gerecht, daß 
der Ablauf der Schutzdauer eines Warenzeichens 
dem Inhaber nicht mitgeteilt wird? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. de With 
vom 3. September 

Die Schutzdauer eines Warenzeichens kann nach § 9 Abs. 2 Satz 1 des 
Warenzeichengesetzes (WZG) innerhalb eines Zeitraums von 14 Mona- 
ten (zwölf Monate vor bis zwei Monate nach Ablauf der Schutzdauer) 
durch die Zahlung der Verlängerungsgebühr in Höhe von 400 DM 
Grundgebühr und Klassengebühren in Höhe von 200 DM bis 350 DM 
verlängert werden. Die Überwachung und Einhaltung dieser Frist für die 
Verlängerung der Schutzdauer erfordert auch für mittelständische Un- 
ternehmen keine erheblichen Aufwendungen und ist ihnen durchaus 
zuzumuten. Alle Unternehmen müssen Fristen verschiedenster Art 
überwachen und beachten, und solche Fristüberwachungen sind auch 
mit einfachen büromäßigen Hilfsmitteln möglich. Das Warenzeichen- 
gesetz überläßt daher zu Recht die Überwachung der Schutzdauer von 
Warenzeichen den einzelnen Zeicheninhabern. 

Im Hinblick darauf, daß jährlich die Schutzdauer von über 12 000 Zei- 
chen verlängert wird und daß darüber hinaus jährlich nahezu 10 000 
Zeichen ganz überwiegend wegen Nichtverlängerung gelöscht werden, 
würde eine Mitteilung an alle Zeicheninhaber über den bevorstehenden 
Ablauf der Schutzdauer eine zusätzliche Leistung des Deutschen Patent- 
amtes darsteilen, die einen beträchtlichen Aufwand erfordern würde. 
Dieser Aufwand würde nicht ohne Auswirkungen auf die Gebühren des 
Deutschen Patentamts bleiben können. Einer relativ geringfügigen Ent- 
lastung der einzelnen Unternehmen stünde somit ein erheblicher kosten- 
intensiver Verwaltungsmehraufwand gegenüber. Die bislang geübte und 
bewährte Praxis bei der Schutz dauerverlängerung erscheint daher ange- 
messen und nicht änderungsbedürftig. 


16. Abgeordneter Wie begründet die Bundesregierung den zehnpro- 

Dr. Müller zentigen Zuschlag auf die Verlängerungsgebühr 

(CDU/CSU) für Warenzeichen, wenn der Inhaber vor Ablauf 

der Frist nicht unterrichtet wurde? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. de With 
vom 3. September 

Nach § 9 Abs. 2 Satz 2 und Satz 3 WZG stellt das Deutsche Patent- 
amt dem Zeicheninhaber, wenn er innerhalb der Frist von 14 Monaten 
die Schutzdauer nicht verlängert hat, förmlich eine entsprechende Be- 
nachrichtigung zu. Damit erhält der Zeicheninhaber die Möglichkeit, 
gegen Zahlung der Verlängerungsgebühr und eines zehnprozentigen Ver- 
spätungszuschlags die Verlängerung der Schutzdauer auch nach dem 
Ablauf der Frist von 14 Monaten zu bewirken, wenn er die weiteren 
Fristen beachtet (sechs Monate nach Ablauf der Schutzdauer bzw. ein 
Monat nach Zustellung der Benachrichtigung, falls die letztere Frist spä- 
ter abläuft als die erstere). Der Verspätungszuschlag stellt somit eine Ge- 
bühr für die Mehrleistung des Deutschen Patentamtes dar, die in dem 
Hinweis an den Zeicheninhaber besteht, daß er von dem ihm zustehen- 
den Recht, die Schutzdauer seines Zeichens zu verlängern, bislang kei- 
nen Gebrauch gemacht hat. Eine vorherige Benachrichtigung des Zei- 
cheninhabers ist aus den in der Antwort zur Frage 15 dargelegten Grün- 
den nicht angebracht. 

Diese gesetzliche Regelung wird von den Zeicheninhabem offenbar als 
wirtschaftlich vorteilhaft angesehen: Bei etwa 75 v, H. aller zu Verlän- 
gerung anstehenden Zeichen läßt es der Zeicheninhaber auf die genann- 
te Benachrichtigung ankommen. Demnach ist die überwiegende Mehr- 
zahl der Zeicheninhaber dazu übergegangen, auf eine eigene Fristen- 
überwachung zu verzichten und stattdessen die Benachrichtigung durch 
das Deutsche Patentamt als Dienstleistung in Anspruch zu nehmen. Da 
diese Zeicheninhaber sich den Aufwand einer eigenen Fristenüberwa- 
chung ersparen, ist es durchaus sachgerecht, diesen auf das Deutsche 
Patentamt verlagerten kosten- und personalintensiven Aufwand durch 
eine Zuschlagsgebühr abzugelten. Der Verspätungszuschlag in Höhe von 
60 DM bei einem Zeichen, das für in eine Klasse fallende Waren oder 
Dienstleistungen eingetragen ist (entsprechend mehr bei mehreren 
Klassen), erscheint angemessen. 
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17. Abgeordneter Hält die Bundesregierung es für gerechtfertigt, daß 
Horstmeier Altenheime wegen der Aufstellung eines Fernsehers 

(CDU/CSU) zur gemeinsamen Benutzung durch die Heimbewoh- 

ner Gema-Gebühren entrichten müssen, und wenn 
nein, welche Abhilfe schlägt die Bundesregierung 
vor? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. de With 
vom 3. September 


Das Gesetz über Urheberrecht und verwandte Schutzrechte vom 9. Sep- 
tember 1965 (UrhG) räumt dem Urheber das Recht der wirtschaftli- 
chen Verwertung seiner Werke ein. Dazu gehört auch das ausschließli- 
che Recht des Urhebers, sein Werk in unkörperlicher Form wiederzu- 
geben; insbesondere sind damit das Senderecht, das Recht der Wieder- 
gabe durch Bild- und Tonträger und das Recht der Wiedergabe von 
Funksendungen umfaßt, § 15 Abs. 2 UrhG. Der Bundesgerichtshof hat 
in einem Urteil vom 12. Juli 1974 (GRUR 1975, 33) eine dem evange- 
lischen Spitzenverband der freien Wohlfahrtspflege angehörende Stif- 
tung wegen der Wiedergabe von Fernsehsendungen im Gemeinschafts- 
raum des von ihr betriebenen Alten-Wohnheims zur Zahlung einer Ver- 
gütung an die Gesellschaft für musikalische Aufführungs- und mecha- 
nische Vervielfältigungsrechte (GEMA) verurteilt. Dabei ist er davon 
ausgegangen, daß die Wiedergabe der Sendungen durch das in dem 
Gemeinschaftsraum auf gestellte Fernsehgerät öffentlich im Sinne von 
§ 15 Abs. 3 UrhG ist und einem Erwerbszweck im Sinne des § 52 
Abs. 1 Nr. 1 UrhG dient. Die GEMA konnte daher auf Grund der ihr 
von ihren Mitgliedern zur Auswertung übertragenen Urheberrechte ihre 
Zustimmung zur Wiedergabe von Fernsehsendungen, die geschützte 
Musikwerke enthalten, von der Zahlung einer Vergütung abhängig ma- 
chen. 

Die Bundesregierung verkennt nicht die Bedeutung der sozialen Auf- 
gabe, die von Trägern von Alten-Wohnheimen wahrgenommen wird. 
Sie beabsichtigt gleichwohl nicht, eine Änderung des Urheberrechts- 
gesetzes mit dem Ziel einer Freistellung von der Vergütungspflicht vor- 
zuschlagen. Denn auch unter Berücksichtigung sozialer Belange er- 
scheint es nicht gerechtfertigt, die Rechte der Urheber noch über den 
geltenden Rechtszustand hinaus einzuschränken. 

Der Gesetzgeber hat der Tatsache, daß auch das Urheberrecht sozialge- 
bunden ist und im Interesse der Gemeinschaft gewissen Schranken un- 
terliegt, bereits Rechnung getragen. Im sechsten Abschnitt des Urhe- 
berrechtsgesetzes (§§45 bis 63) sind ausdrücklich die Beschränkungen 
festgelegt, die der Gesetzgeber bei der Schaffung des Urheberrechtsge- 
setzes zum Ausgleich der Interessen des Urhebers und der sozialen Be- 
lange der Allgemeinheit für angemessen und vertretbar hielt. Darüber 
hinaus bestimmt § 13 Abs. 3 des Gesetzes über die Wahrnehmung von 
Urheberrechten und verwandten Schutzrechten vom 9. September 1965 
(WahmG), daß die Verwertungsgesellschaften bei der Tarifgestaltung 
und bei der Einziehung der tariflichen Vergütung auf religiöse, kultu- 
relle und soziale Belange der zur Zahlung Verpflichteten angemessene 
Rücksicht nehmen sollen. Die GEMA hat in Anbetracht dieser Bestim- 
mung am 1. Januar 1975 mit der Bundesarbeitsgemeinschaft der freien 
Wohlfahrtspflege e. V. Bonn einen Vertrag über ermäßigte Tarife für die 
in dieser Bundesarbeitsgemeinschaft zusammengeschlossenen Institu- 
tionen abgeschlossen. Nach diesem Vertrag bekommen die Mitgliedsver- 
bände die üblichen ermäßigten Vorzugssätze und zusätzlich einen So- 
zialrabatt von 15 V. H. Von Alten-Wohnheimen mit weniger als 40 
Plätzen werden keine Gebühren erhoben. 

Eine weitergehende Einschränkung der Rechte der Urheber zugunsten 
einer vergütungsfreien Wiedergabe ihrer Werke bei Fernsehsendungen in 
Altenheimen könnte nach der Entscheidung des Bundesverfassungsge- 
richts vom 7. Juli 1971 (BVerfGE 31, 229) gegen Artikel 14 des Grund- 
gesetzes verstoßen. 
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Geschäftsbereich des Bundesministers der Finanzen 

18. Abgeordneter Wann wird das Gesetz zur Änderung und Verein- 
Niegel fachung des Einkommensteuergesetzes und ande- 

(CDU/CSU) rer Gesetze (sogenanntes Omnibusgesetz) im Bun- 

desgesetzblatt verkündet, und warum ist dies bisher 
noch nicht geschehen, obwohl der Gesetzentwurf 
bereits am 22. Mai 1980 vom Deutschen Bundes- 
tag und am 13, Juni 1980 vom Bundesrat verab- 
schiedet worden ist? 

Kann die Bundesregierung bestätigen, daß nach 
Artikel 1 Nr. 8 und Nr. 22 Buchstabe m des Ge- 
setzentwurfs in der Fassung auf Drucksache 8/4007 
die Verdreifachung der Höchstbe träge für steuer- 
begünstigte Parteispenden (§ 10 b Abs. 2 EStG) 
auch für solche Spendenzahlungen gilt, die im 
Jahr 1980 vor dem formellen Inkrafttreten des 
erwähnten Gesetzes geleistet worden sind? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Böhme 
vom 3. September 

Das Gesetz zur Änderung und Vereinfachung des Einkommensteuer- 
gesetzes und anderer Gesetze (sogenanntes Omnibusgesetz) vom 18. Au- 
gust 1980 ist am 28. August 1980 (BGBl. I S. 1537) verkündet worden. 

Da die Vorschriften zum zeitlichen Wirksamwerden (insbesondere § 52 
EStG) auch Änderungen durch das Steuerentlastungsgesetz 1981 be- 
rücksichtigen, das vom Deutschen Bundestag und vom Bundesrat am 
4. Juli 1980 verabschiedet wurde, mußte letzteres entsprechend der 
Reihenfolge der Beschlußfassung im Deutschen Bundestag am 22. Mai 
1980 vor dem sogenannten Omnibusgesetz verkündet werden. Das 
S teuer ent lastungsgesetz 1981 vom 16. August 1980 ist am 21. August 
1980 (BGBl. 1 S. 1381) verkündet worden. 

Die Verkündung des sogenannten Omnibusgesetzes vor dem Steuerent- 
lastungsgesetz 1981 wäre nur nach entsprechenden Änderungen der 
zeitlichen Wirksamkeitsvorschriften im Wege der Berichtigung als 
offenbare Unrichtigkeit möglich gewesen. Bei den Präsidenten des Deut- 
schen Bundestages und des Bundesrates bestanden Bedenken, ob die 
erforderlichen Änderungen des beschlossenen Gesetzestextes als offen- 
bare Unrichtigkeiten angesehen werden konnten. 

Der neue Höchstbetrag für den Abzug von Beiträgen und Spenden an 
politischen Parteien von 1800 DM jährlich und im Fall der Zusammen- 
veranlagung von Ehegatten von 3600 DM gilt nach § 52 Abs. 17 a 
EStG (und § 54 Abs. 9 KStG) in der Fassung des Gesetzes vom 
18. August 1980 unabhängig von dem formellen Inkrafttreten dieses 
Gesetzes für ab dem 1. Januar 1980 geleistete Beiträge und Spenden. 

20. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, in welchem Um- 

Cronenberg fang deutsche Unternehmen Rückstellungen für 

(FDP) die betriebliche Altersversorgung vorgenommen 

haben? 

21. Abgeordneter Ist der Bundesregierung ferner bekannt, in welchem 

Cronenberg Verhältnis diese Rückstellungen zum Eigenkapital 

(FDP) der Unternehmen stehen? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Böhme 
vom 3. September 

Nach statistischen Erhebungen aus dem Jahr 1976 betragen die Rück- 
stellungen, die deutsche Unternehmen für betriebliche Pensionszusagen 
gebildet haben, bis Ende 1976 67,1 Milliarden DM (ohne Baugewerbe). 


19. Abgeordneter 
Niegel 
(CDU/CSU) 
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Antwort des Staatssekretärs Dr. von Würzen 
vom 3. September 

Es gehört nicht zur Zuständigkeit der Bundesregierung, Bedingungen 
an Kredite zu knüpfen, die von den Banken in eigener kommerzieller 
Verantwortung gewährt werden. Auch bei den Bürgschaften für Roh- 
stoffprojekte stellt die Bundesregierung grundsätzlich keine politischen 
Bedingungen an den Kreditnehmer, da diese Bürgschaften auf Grund 
unserer eigenen ökonomischen Interessenlage gewährt werden. 


25. Abgeordneter 
Dr. Kunz 
(Weiden) 
(CDU/CSU) 


Wie beurteilt die Bundesregierung die Aussicht auf 
eine Rückzahlung der an Polen vorgesehenen Kre- 
dite angesichts der Meldung, daß eine polnische 
Untergrundorganisation darauf hinweist, erst eine 
freigewählte polnische Regierung werde über eine 
Rückzahlung der an das kommunistische Regime 
gewährten Kredite entscheiden und auch iese 
nur zur Rückzahlung sich verpflichtet fühlen, wenn 
und soweit diese Kredite dem polnischen Volk auch 
tatsächlich zu Gute gekommen sind? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. von Würzen 
vom 3. September 

Nach Auskunft deutscher Banken sind die von politischer Seite in An- 
spruch genommenen Kredite in der Vergangenheit stets rechtzeitig zu- 
rückgezahlt worden. Die Bundesregierung geht davon aus, daß sich 
daran auch in Zukunft nichts ändern wird. Nachdem Polen seine Han- 
delsbilanz mit dem Westen nach eigenen Angaben in diesem Jahr erst- 
mals wieder - mit Tendenz zu einem polnischen Überschuß — ausglei- 
chen konnte, dienen neue Kredite nicht mehr der Finanzierung derar- 
tiger Defizite, sondern im wesentlichen zur Ablösung früherer Kredite, 
so daß der Anstieg der Gesamtverschuldung Polens in diesem Jahr ab- 
flachen dürfte. Den vorgesehenen Kredit für das Kohleprojekt wird 
Polen im übrigen mit den geplanten Kohlelieferungen ab 1985 tügen 
können, ln diesem Zusammenhang ist auch von Interesse, daß ein 
Konsortium anglo-amerikanischer Banken (unter Teilnahme einer 
sowjetischen Bank) Polen vor wenigen Tagen im Vertrauen auf die 
Rückzahlungsfähigkeit einen größeren Kredit zugesagt hat. 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Verteidigung 


26. Abgeordneter Haben sich die Informationen der Bundesregierung, 
Graf Stauffenberg daß die „Gruppe der Sowjetischen Streitkräfte in 
(CDU/CSU) Deutschland“ (GSSD) wie die anderen sowjetischen 

Truppen in Osteuropa umgegliedert und verstärkt 
werden, inzwischen zu Erkenntnissen entwickelt, 
und wie beurteilt die Bundesregierung in diesem 
Zusammenhang die offenbar abgeschlossene „Redu- 
zierung“ von Soldaten und Panzern in Mittel- 
deutschland? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. von Bülow 
vom 3. September 

Zu den vorliegenden Hinweisen auf mögliche Umstrukturierungen der 
„Gruppe der sowjetischen Truppen in Deutschland“ verfügt die Bundes- 
regierung nach wie vor nicht über eigene gesicherte Erkenntnisse. 

Die operative Verwendung der vom Truppenabzug betroffenen sowjeti- 
schen Armeen auf dem Territorium der DDR ist nur unwesentlich be- 
einträchtigt worden, zumal durch die Aufstellung von Kampfhub- 
schrauberregimentem etwaige Einbußen an Feuerkraft und Beweg- 
hchkeit teilweise kompensiert sein dürften. 
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Diese Zahlen hegen auch dem Bericht der Bundesregierung an den Deut- 
schen Bundestag über die Erfahrungen der Durchführung des Gesetzes 
zur Verbesserung der betrieblichen Altersversorgung (Drucksache 
8/2377) zugrunde. 

Aktuelleres Zahlenmaterial steht der Bundesregierung nicht zur Verfü- 
gung. 

Für 1976 ergibt sich nach Angaben in der Bilanz Statistik der Aktien- 
gesellschaften und Gesellschaften mit beschränkter Haftung (Statisti- 
sches Jahrbuch 1979 S, 120f. und S. 1 26) ein Anteil der Pensionsrück- 
stellungen am Eigenkapital bei Aktiengesellschaften von ca. 30 v. H. 
und bei Gesellschaften mit beschränkter Haftung von ca. 28 v. H. (je- 
weils ohne Banken und Versicherungen). Bei dem Eigenkapital wurden 
die Positionen Grundkapital, Rücklagen und ausgewiesene Bilanzge- 
winne zugrunde gelegt. 

Geschäftsbereich des Bundesministers für Wirtschaft 


22. Abgeordneter Für welchen Zweck sollen die vorgesehenen bundes- 

Dr. Kunz deutschen Kredite an Polen Verwendung finden? 

(Weiden) 

(CDU/CSU) 

Antwort des Staatssekretärs Dr. von Würzen 
vom 3. September 


Die von Ihnen angesprochenen Kredite an Polen werden zum größten 
Teil (800 Millionen DM von 1,2 Milliarden DM) in eigener Verantwor- 
tung der Banken gewährt; insoweit handelt es sich um kommerzielle 
Transaktionen, zu deren Zweckbestimmung allein die Banken nähere 
Auskunft zu geben haben. Soweit die Bundesregierung mit einer Bürg- 
schaft die Gewährung eines der Kredite (400 Millionen DM) unter- 
stützt, geht es um die Zusammenarbeit bei der Erschließung neuer För- 
derkapazitäten des polnischen Steinkohlebergbaus. Zweck dieses Kre- 
dites und seiner Verbürgung ist die Unsterstützung eines Projekts, das 
durch zusätzliche Kohlelieferungen zur Verbesserung der deutschen 
Energie- und Rohstoffversorgung beitragen wird. Die polnische Regie- 
rung hat sich zur Lieferung von 800000 t energetischer Kohle pro 
Jahr im Zeitraum der Jahre 1985 bis 1989 bereit erklärt. Ferner hat sie 
zugesagt, ihre traditionellen Kohlelieferungen außerhalb dieses Pro- 
jekts weiterzuführen. Die Verhandlungen mit den an dieser Kohle in- 
teressierten deutschen Unternehmen stehen vor dem Abschluß. 

Damit bleibt die Bürgschaft im Rahmen der allgemeinen Zielsetzung 
dieses Förderinstrumentariums der Bundesregierung, wie es bei Pro- 
jekten der deutschen Wirtschaft in vielen Ländern der Welt zur An- 
wendung kommt. Im übrigen haben auch andere westliche Länder 
derartige Kredite für die Erhöhung ihrer Kohleversorgung aus Polen 
zur Verfügung gestellt, zuletzt Österreich mit einem erheblich höheren 
Betrag. 


23. Abgeordneter 

Dr. Kunz 
(Weiden) 

(CDU/CSU) 


Liegen die Kohlegruben, für die ein Teil der Kredite 
der deutschen Banken bzw. der Bürgschaften der 
Bundesregierung gewährt werden sollen, in den 
von Polen annektierten Gebieten, bzw. wo sollen 
die Kohleschächte niedergebracht werden? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. von Würzen 
vom 3. September 


Die zu erschheßenden Kohlevorkommen liegen in der Umgebung von 
Lublin/Chelm, in der Nähe der Ostgrenze Polens. 


24. Abgeordneter 
Dr. Kunz 
(Weiden) 
(CDU/CSU) 


Beabsichtigt die Bundesregierung, irgendwelche Be- 
dingungen an die Gewährung von Krediten an das 
kommunistische Regime Polens zu knüpfen, die in 
Zusammenhang mit der Einhaltung der auch von 
Polen in Helsinki feierlichst eingegangenen Ver- 
pflichtungen stehen? 
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.27. Abgeordneter Hat die Bundesregierung Kenntnis über den Ver- 
Graf Stauf fenberg bleib der zurückgezogenen Soldaten und Panzer 
(CDU/CSU) der GSSD, und kann sie ausschließen, daß sie im 

sowjetischen Krieg gegen Afghanistan eingesetzt 
werden? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. von Bülow 
vom 3. September 

Der Bundesregierung liegen weder über den Verbleib noch über einen 
möglichen Einsatz dieser Einheiten in Afghanistan Erkenntnisse vor. 


28. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, bei den im Groß- 

Dr. Stercken raum Aachen stationierten Einheiten der Bundes- 
(C DU/CSU) wehr die Frage zu prüfen, ob vorhandene oder 

frei werdende Kapazitäten, gegebenenfalls auch nur 
für eine Überbrückungszeit zu nutzende provi- 
sorische Unterbringungsmöglichkeiten, zur Ver- 
fügung stehen, um die katastrophale Wohnraum- 
not für Studenten der Rheinisch-Westfälischen 
Technischen Hochschule Aachen zu lindern? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. von Bülow 
vom 3. September 

Im Großraum Aachen liegen Kasemenanlagen des Heeres und der Luft- 
waffe außer in Aachen selbst noch in Eschweiler, Düren und Geilenkir- 
chen. Die Prüfung der Stationierungsplanung für diese Standorte hat 
ergeben, daß hier keine Unterbringungskapazität frei ist oder frei wird, 
die für Studenten der Technischen Hochschule Aachen zur Verfügung 
gestellt Werden könnte. 

Wie Ihnen bekannt ist, hat die Bundesregierung 1978 der Beteiligung 
an dem Frühwarn- und Leitsystem NATO E 3A (,,AWACS“) zuge- 
stimmt, dessen Haupteinsatzbasis der Flugplatz Geilenkirchen wird. 
Die Zuführung des NATO-Personals beginnt 1981. 

Der im Fliegerhorst Geilenkirchen untergebrachte Luftwaffenverband 
muß daher in die z. Z. noch vom Heer genutzte Selfkant-Kaserne in 
Geilenkirchen verlegt werden. Die dadurch dem Heer verlorengehenden 
Unterbringungsplätze sollen zum größten Teil durch Verlegung der be- 
troffenen Truppenteile in Kasernen in Aachen, Eschweiler und Düren 
ausgeglichen werden. Frei werdende Unterbringungskapazität ergibt 
sich also im Großraum Aachen nicht. 

29. Abgeordneter Trifft es zu, daß bei einer Erweiterung des Flug- 

Berger Simulators in Mendig mit einem sogenannten Au- 

(Lahnstein) ßensicht System (bei Nacht) zusätzlich zu den jetzt 

(CDU/CSU) dadurch eingesparten 4500 Flugstunden noch 

weitere 1500 Flugstunden eingespart werden 
könnten, was zu einer Kosteneinsparung von 
ca. 4,5 Millionen DM führte, ohne daß die Effizienz 
der Ausbildung darunter litte, sondern sie im 
Gegenteil im Hinblick auf die Nacht flugfahigkeit 
dadurch sogar gesteigert werden könnte, und wird 
die Bundesregierung gegebenenfalls entsprechende 
Konsequenzen ziehen? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. von Bülow 
vom 3. September 

Est besteht zur Zeit keine müitärische Forderung nach einer Erwei- 
terung des Flugsimulators in Mendig um ein Außensichtsystem. 

Vor möglichen Aussagen zur Einsparung von Flugstunden und damit 
Kosten muß erst anhand einfacherer, aber vergleichbarer Anlagen ge- 
prüft werden, in welchem Maße ein Gewinn für die Ausbildung eintritt. 


14 




Deutscher Bundestag — 8. Wahlperiode 


Drucksache 8/4478 


der zum Verzicht auf einen Teil der Flugstunden berechtigt. Für eine 
verläßliche Kosten-Nutzen-Abschätzung liegen z. Z. nicht genügend 
Erfahrungen mit Außensichtanlagen für Hubschrauber vor, so daß eine 
Entscheidung über die von Ihnen angesprochene Erweiterung des Flug- 
simulators erst in einigen Jahren erfolgen kann. 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Jugend, Familie und Gesundheit 

30. Abgeordneter Teilt die Bundesregierung die laut Presseberichten 

Dr. Ritz vor dem Berliner Weltkongreß ,, Lebensmitt el- 

(CDU/CSU) Infektionen und -Vergiftungen“ von dem Kongreß- 

präsidenten geäußerte Ansicht, die steigende Zahl 
von Lebensmittelvergiftungen habe u. a. ihre Ur- 
sache im vermehrten Einsatz von Pflanzenschutz- 
mitteln, von Zusatzstoffen für Futter- und Lebens- 
mittel sowie von Tierarzneimitteln? 

Antwort des Staatssekretärs Dr. Wolters 
vom 4. September 

Eine Aussage, daß die steigende Zahl von Lebensmittelvergiftungen 
u. a, ihre Ursache in vermehrtem Einsatz von Pflanzenschutzmitteln, 
von Zusatzstoffen für Futter- und Lebensmittel sowie von Tierarznei- 
mittel habe, ist nach Auskunft des Kongreßpräsidenten, Herrn Profes- 
sor Dr. Großklaus, von ihm nicht gemacht worden. Entsprechende 
Presseberichte beruhen daher auf einem offensichtlichen Mißverständ- 
nis. Vielmehr sind Lebensmittelvergiftungen in der Regel auf mikro- 
bielle Ursachen zurückzu führen, wobei weltweit der Reiseverkehr und 
der liberalisierte Handel eine besondere Rolle spielen. Während es sich 
bei den durch Mikroorganismen ausgelösten Lebensmittelvergiftungen 
um akut verlaufende Erkrankungen handelt, können solche, die mög- 
licherweise durch chemische Substanzen wie Pestizide, Schwermetalle 
oder Tierarzneimittel verursacht werden, erst nach langer Latenzzeit 
manifest werden. In den meisten Fällen sind hier Krankheitsentstehung 
und Krankheitsverlauf noch wenig erforscht. 

31. Abgeordneter In welchem Umfang ist die Gesamtzahl der Ver- 

Dr. Ritz giftungen nachweislich gestiegen, und um wieviel 

(CDU/CSU) Prozent liegt der derzeitige jeweüige Anteü von 

Vergiftungen, die auf Pflanzenschutzmittel, Zusatz- 
stoffe für Futter- und Lebensmittel bzw. auf Arznei- 
mittel zurückzuführen sind, heute höher als der 
frühere Anteil an der Zahl der Gesamtvergiftungen? 

Antwort des Staatssekretärs Dr. Wolters 
vom 5. September 

Soweit es die Verhältnisse in der Bundesrepublik Deutschland betrifft, 
ist der Anstieg der Zahl von Lebensmittelvergiftungen im wesentlichen 
durch die Zunahme der nach dem Bundes-Seuchengesetz meldepflichti- 
gen Fälle von Salmonella-Infektionen begründet. So wurden im Jahr 
1970 12 410 Fälle und im Jahr 1979 bereits 40 715 Meldungen regi- 
striert. Entsprechende Daten über Rückstände an Pflanzenschutzmitteln 
oder Tierarzneimitteln oder über Zusatzstoffe für Futter- und Lebens- 
mittel als mögliche Ursachen von Lebensmittelvergiftungen liegen nicht 
vor. 

32. Abgeordneter Trifft es nach den Erkenntnissen der Bundesre- 

Gerstein gierung zu, daß in Wildpüzen — vor allem in einigen 

(CDU/CSU) Champignonarten - starke Schadstoffkonzentratio- 

nen, insbesondere Cadmium, gemessen worden 
sind, wie aus Empfehlungen der Verbraucher- 
zentrale Nordrhein-Westfalen hervorgeht? 
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Antwort des Staatssekretärs Dr. Wolters 
vom 4. September 

Der Bundesregierung ist seit langem bekannt, daß bestimmte Speise- 
pilze, insbesondere einige wildwachsende Champignonarten, erheblich 
höhere Gehalte an bestimmten Schwermetall-Schadstoffen — wie 
Cadmium — als andere Lebensmittel pflanzlicher Herkunft aufweisen 
können. Die Bundesregierung hat hierzu und zu den von ihr veranlaßten 
Maßnahmen anläßlich der Beantwortung einer Anfrage des Herrn Abge- 
ordneten Würtz am 9. November 1979 eingehend Stellung genommen 
(vgl. 184. Sitzung des Deutschen Bundestages vom 9. November 1979, 
Anlage 110). 

Die Empfehlungen der Verbraucherzentrale Nordrhein-Westfalen ent- 
sprechen inhaltlich weitgehend den auf Veranlassung des Bundesmini- 
steriums für Jugend, Familie und Gesundheit bereits im Jahr 1978 
vom Bundesgesundheitsamt herausgegebenen Empfehlungen. 


33. 


Abgeordneter 

Gerstein 


(CDU/CSU) 


Sind der Bundesregierung Fälle bekannt, in denen 
nachweisbar durch den Genuß eßbarer Wildpilze 
Gesundheitsschäden dadurch entstanden sind, daß 
Pilze starke Schadstoffkonzentrationen enthalten? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Wolters 
vom 4. September 

Der Bundesregierung sind solche Fälle nicht bekannt. 


34. Abgeordneter 
Gerstein 
(CDU/CSU) 


Ist der Bundesregierung bekannt, welche Mengen 
von Wildpilzen der verschiedenen Arten in der 
Bundesrepublik Deutschland als Frischpilze, als 
Pilze in Konserven und als getrocknete Pilze in 
den Verkauf kommen? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Wolters 
vom 4. September 

Der Bundesregierung liegen folgende Angaben der Zentralstelle für Pilz- 
forschung und Pilz Verwertung, Stuttgart, über die Menge der Produk- 
tion und des Imports von Pilzen in Tonnen (t) vor: 

A. Gesamtproduktion an Pilzen (Waldpilze und Kulturchampignons) 
in der Bundesrepublik Deutschland im Jahr 1979 

I. Waldpilze 

11 450 t Dosenpiize 

davon 5 200 t Pfifferlinge (einschl. umgepackter Salzware) 

250 t Steinpilze (einschl. umgepackter Salzware) 

6 000 t Mischpilze (einschl. umgepackter Salz wäre) 

1 000 t Frischpilze auf Frischmarkt 
7 t getrocknete Pilze, 

davon 1 t getrocknete Steinpilze 
6 t getrocknete Mischpilze 

II. Kulturchampignons 

2 600 t Dosenware (einschl. umgepackter Salz wäre) 

34 000 t Champignons frisch 

Bei diesen Zahlen ist zu berücksichtigen, daß im Jahr 1979 in 
der Bundesrepublik Deutschland bei Waldpilzen eine schlechte 
Mittelernte zu verzeichnen war (Pfifferlinge schlecht, Steinpilze 
schlecht, Mischpilze mittel). 
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B, Pilzimporte 1979 nach Angaben der Zentralstelle für Pilzforschung 


und Pilzverwertung, Dr. Bötticher, Stuttgart 

Insgesamt 

113 509 t 

davon frische Kulturchampignons 

2 661 t 

konservierte Kulturchampignons 

98 922 t 

andere Pilzkonserven 

623 t 

frische Pfifferlinge 

1 622 t 

frische Steinpilze 

83 t 

frische andere Pilze und Trüffeln 

164 t 

Pilze in Salzlake 

8 305 t 

getrocknete Steinpilze 

187 t 

andere Pilze und Trüffeln getrocknet 

918 t 

T rüf felkonserven 

24 t 


Die importierten frischen Pfifferlinge und Steinpilze wurden zum 
größten Teil in den pilzverarbeitenden Betrieben des Bundesgebietes 
zu Dosenware verarbeitet. 

Bei den importierten Salzpilzen handelt es sich insbesondere um 
Pfifferlinge, Steinpilze und Mischpilze, die zum überwiegenden Teil im 
Bundesgebiet zu Dosenware verarbeitet wurden. 


35. 


Abgeordneter 

Gerstein 


(CDU/CSÜ) 


Welche Bedeutung mißt die Bundesregierung den 
angeblichen Gefahren für die Gesundheit bei, die 
durch den Genuß von Wildpilzen entstehen sollen, 
und sind diese Gefahren vergleichbar mit den Ge- 
fahren, die z. B. durch Nikotingenuß entstehen? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Wolters 
vom 4. September 

Die Bundesregierung mißt der möglichen Gefahrung der Gesundheit in- 
folge häufigen Verzehrs größerer Mengen bestimmter wildwachsender 
Pilze eine gewisse Bedeutung bei. Ich verweise insoweit auf die Beant- 
wortung Ihrer ersten Frage in der Sache. Die Schadwirkungen bei Cad- 
mium und Nikotin sind grundsätzlich von der Dosis abhängig. Die 
Schadwirkung der beiden von Ihnen genannten Stoffe ist nicht ver- 
gleichbar, jedoch ist die Gefahr für die Volksgesundheit durch Rauchen 
erheblich größer, als durch den Genuß von kontaminierten Waldpilzen. 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Verkehr 
und für das Post- und Fernmeldewesen 


36. Abgeordneter 
Dr. Schwarz- 
Schilling 
(CDU/CSÜ) 


Kann die Bundesregierung mit teilen, ab wann alle 
öffentlichen Münzfernsprecher mit Notrufmeldern 
nach dem Notruf System 73 ausgerüstet sein werden, 
und ob sie im Notruf System 73 weiterhin das für 
heutige Ansprüche notwendige System sieht? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Mahne 
vom 4. September 

Die Einrichtung von Notrufmeldem ist nicht von der Initiative der Bun- 
desregierung abhängig. Das Notrufwesen ist eine Einrichtung im Rah- 
men der Aufrechterhaltung der öffentlichen Sicherheit und Ordnung 
und gehört im Sinne des Artikels 30 GG allein zum Aufgabenbereich 
der Länder. Die Deutsche Bundespost ist nur für die technische Durch- 
führung dieser Aufgabe zuständig. 

Voraussetzung für die Ausstattung von öffentlichen Münzfernsprechern 
mit Notrufmeldem ist, daß 

a) in dem betreffenden Ortsnetz auf Antrag der Notdienstträger (Poli- 
zei bzw. Feuerwehr) das Notrufsystem 73 eingeführt und 
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b) im Einzelfall die Anbringung von Notrufmeldern von den Notdienst- 
trägem beantragt wurde. 

Nach dem Stand vom 31. Dezember 1979 waren rund 13 500 Fern- 
sprechhäu sehen mit Notrufmeldern ausgestattet. Die Deutsche Bundes- 
post geht jedoch davon aus, daß nicht für alle öffentlichen Münzfern- 
sprecher in Fernsprechhäuschen (ca. 86 000) Notrufmelder beantragt 
sondern bestimmte Standorte ausgewählt werden. 

Das Notrufsystem 73 wurde in Zusammenarbeit der Bundesländer, der 
Herstellerfirmen und der Deutschen Bundespost entwickelt. Die Lei- 
stungsmerkmale wurden von der „Technischen Kommission“ der Poli- 
zei unter Berücksichtigung ihrer Erfahrungen bei Notfällen festgelegt; 
dieses Gremium arbeitet im Rahmen des Arbeitskreises II „Öffentliche 
Sicherheit und Ordnung“ der Länderinnenministerien. Diese Kommis- 
sion wäre für eine Änderung der Leistungsmerkmale zuständig. Rein 
technologische Fortschritte werden selbstverständlich von der Deut- 
schen Bundespost berücksichtigt. So wird z. B. das Notrufsystem 73 
ergänzt durch neuentwickelte Notruftelefone für Bundes- und Land- 
straßen, die zur Zeit im Verlauf der Bundesstraßen 49/429/49 Lim- 
burg— Grün berg in Hessen erprobt werden. Außerdem ist im Raum 
Darmstadt ein Feldversuch mit dem neuartigen Funk-Notmeldesystem 
„Auto-Notfunk“ geplant, das im Auftrag des Bundesministeriums für 
Forschung und Technologie entwickelt wurde. 


37. Abgeordneter 
Dr. Schwarz- 
Schilling 
(CDU/CSU) 


Ist es möglich, daß die Notrufnummern 110 und 
112 grundsätzlich freigeschaltet werden, und will 
die Bundesregierung im gegebenen Fall von dieser 
Möglichkeit Gebrauch machen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Mahne 
vom 4. September 

Die Notrufnummern 1 10 und 1 12 sind nur für Polizei bzw. Feuerwehr 
reserviert, so daß sich eine „Freischaltung“ erübrigt. Spätestens mit der 
Einführung des Notrufsystems 73 werden in dem betroffenen Ortsnetz 
diese Rufnummern bereit gestellt. Im September 1979 war in 3621 
von 3763 Ortsnetzen die Notrufnummer 1 10 geschaltet. 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Raumordnung, Bauwesen und Städtebau 


38. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß bestimmte 
Dr. Steger Bundesländer die Anwendung des Baurechts bei 

(SPD) Nutzung der Solarenergie großzügiger handhaben 

als andere, und wenn ja, welche Folgerungen zieht 
sie daraus? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Sperling 
vom 4. September 

Die vom Bundesminister für Raumordnung, Bauwesen und Städtebau 
geleitete Studiengruppe ,, Beschleunigung der Genehmigungsverfahren 
im Bauwesen“ hat auch Möglichkeiten für eine erleichterte Nutzung 
der Solarenergie erörtert. Dieses Anliegen wurde dann in den Katalog 
der Sofortmaßnahmen zur Beschleunigung des Baugenehmigungsver- 
fahrens einbezogen. Zusammen mit den für das Bau-, Wohnungs- und 
Siedlungs wesen zuständigen Ressorts der Länder wurde für den Bundes- 
tagsausschuß für Raumordnung, Bauwesen und Städtebau eine Zu- 
sammenstellung der Rechtsvorschriften erarbeitet, die bei der Nutzung 
der Solarenergie zu beachten sind. Die Zusammenstellung hat in Län- 
dern, in denen dies angezeigt war, zu Erlassen für eine erleichterte Nut- 
zung der Solarenergie geführt. 
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Mehrfach hat sich der Bundesminister für Raumordnung, Bauwesen 
und Städtebau auch an die Öffentlichkeit gewandt und auf die Not- 
wendigkeit des Abbaus von Hemmnissen für die Einführung von Solar- 
anlagen hingewiesen. Er hat darüber hinaus die für das Bauordnungs- 
recht zuständigen Minister und Senatoren der Länder besonders gebe- 
ten zu prüfen, ob in geeigneten Fällen eine Befreiung von Festsetzungen 
der Bebauungspläne im Interesse der Energieeinsparung — besonders 
hinsichtlich der Verwaltungsgebühren — erleichtert werden kann. 

Die Bundesregierung geht davon aus, daß die Bundesländer das Bau- 
recht bei der Genehmigung und Versagung der Nutzung der Solar- 
energie übereinstimmend handhaben. Nach den im wesentlichen nicht 
unterschiedlichen bauordnungsrechtlichen Gestaltungsvorschriften der 
Länder ist hierbei allerdings entscheidend, ob die jeweils beantragte 
Solarkollektorenanlage mit dem Gebäude und seiner Umgebung so in 
Einklang gebracht werden kann, daß das Straßen-, Orts- und Land- 
schaftsbild nicht gestört oder verunstaltet wird. Nach den derzeitigen 
technischen Möglichkeiten ist es aber noch nicht möglich, mit den ge- 
bräuchlichen Solarkollektoren diesen Anforderungen in allen Fällen 
gerecht zu werden. Wegen der regionalen Unterschiede des Orts- und 
Landschaftsbildes ist aus diesen Gründen nicht auszuschließen, daß 
Genehmigungen in einigen Regionen häufiger versagt werden als in 
anderen. 

In Folge der technischen Weiterentwicklung der Kollektoren ist aber 
zu erwarten, daß künftig eine noch bessere optische Einfügung auch 
in problematischen Fällen möglich sein wird. Das Ziel der Energie- 
einsparung durch Einbau von Solaranlagen laßt sich dann voraussicht- 
lich besser mit den berechtigten Belangen des Denkmalschutzes ver- 
einbaren. 

39. Abgeordneter Hält es die Bundesregierung angesichts der zuneh- 
Dr. Schneider menden Baulandverteuerung und -Verknappung 

(CDU/CSU) weiterhin für vertretbar und gerechtfertigt, ent- 

sprechend der mittelfristigen Finanzplanung des 
Bundes die jährlich für die Verbilligung von Kre- 
diten zur Baulandbeschaffung und -erschließung 
bereitgestellten Bundesmittel zu kürzen und mit 
dem Jahr 1982 überhaupt auslaufen zu lassen, 
und hält es die Bundesregierung im Gegenteil 
nicht ebenfalls für erforderlich, diese gerade für 
den Wohnungs- und Familienheim bau wichtige 
Förderungsmaßnahme beizubehalten und wieder 
auf den ursprünglichen Umfang anzuheben? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Sperling 
vom 4. September 

Die z. Z. besonders in Ballungsgebieten stark steigenden Baulandpreise 
lassen Zinsverbilligungen für Grundstücksankauf- und Erschließungs- 
kredite sinnvoll erscheinen. Sie verbilligen im Endergebnis Mieten und 
Belastungen der auf verbilligtem Bauland errichteten Wohnungen nicht 
unerheblich. 

Die Bundesregierung prüft daher im Rahmen der Haushaltsvorbespre- 
chungen für 1981, ob die Förderungsmaßnahme zur Verbilligung von 
Grundstücksankauf- und Erschließungskrediten fortgeführt werden 
kann. 


40. Abgeordneter 
Müz 

(CDU/CSU) 


Ist der Bundesregierung bekannt, in wieviel Fällen 
durch Verwaltungsgerichte Erschließungsbeitrags- 
satzungen gemäß §§ 123 bis 135 des Bundesbau- 
gesetzes für nichtig erklärt wurden, die Satzung 
wegen Fehler im Verteilungsmaßstab und in der 
Kalkulation für nichtig erklärt worden sind und 
andere Fehler für die Erklärung der Nichtigkeit 
Grundlage gewesen sind? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Sperling 
vom 3. September 

Der Bundesregierung ist bekannt, daß in den vergangenen Jahren zahl- 
reiche Erschließungsbeitragssatzungen der Gemeinden für ungültig er- 
klärt worden sind. Eine Erfassung der einzelnen Fälle, in denen Satzun-- 
gen von den Gerichten ganz oder teilweise für nichtig erklärt worden 
sind, liegt jedoch nicht vor. 

In letzter Zeit ist insbesondere die Frage einer rechtlichen Ansprüchen 
standhaltenden Verteilungsregelung, die gemäß § 132 Nr. 2 BBauG in 
der Satzung zu erfolgen hat, in den Vordergrund getreten. 

Das Bundesverwaltungsgericht hat in einer Reihe von Urteilen dazu in- 
zwischen Grundsätze aufgestellt, die es den Gemeinden ermöglichen, 
eine gültige Satzungsbestimmung zu schaffen. Ich darf in diesem Zu- 
sammenhang auf die Urteile des Bundesverwaltungsgerichts vom 
26. Januar 1979 (NJW 1980, Seite 72), vom 14. Dezember 1979 
(BVerwG 4 C 23.78 Informationsdienst des Volksheimstättenwerkes 
1980, S. 191), vom 7. März 1980 (BVerwG ; 4 C 40.78, Informations- 
dienst des Volksheimstättenwerkes 1980 S. 157) sowie vom 23. Mai 
1980 (BVerwG 4 G 83-91.79 Informationsdienst des Volksheimstätten- 
werkes 1980, S. 222) hinweisen. Allen diesen Urteilen ist das Bemühen 
gemeinsam, eine Satzungsregelung für zulässig zu erachten, die zum 
einen eine gerechte Verteilung des Erschließungsaufwands auf die 
Beitragspflichtigen ermöglicht und zum anderen für die Gemeinden 
praktikabel ist. Das Bundesverwaltungsgericht hat damit einen wesent- 
lichen Beitrag zur Klärung von Zweifelsfragen im Erschließungsbeitrags- 
recht geleistet. 

41. Abgeordneter Ist die Bundesregierung der Ansicht, daß im Er- 

Milz schließungsbeitragsrecht möglichst umgehend ge- 

(CDU/CSU) setzliche Maßnahmen ergriffen werden müssen, 

um den hohen kaum zu rechtfertigenden Verwal- 
tungsaufwand zu reduzieren, und hat die Bundes- 
regierung dazu verschiedene Modelle entwickelt, 
um den Zweck, nämlich die Reduzierung des 
jetzigen hohen Verwaltungsaufwands unter gleich- 
zeitiger Wahrung der Rechte des Bürgers zu er- 
reichen? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Sperling 
vom 3. September 

Sollte sich die Rechtsunsicherheit auf dem Gebiet des Erschließungs- 
beitragsrechts in absehbarer Zeit nicht beheben lassen, wird eine ge- 
setzliche Regelung erforderlich. Dies bedarf allerdings weiterer inten- 
siver, nicht kurzfristig abzuschließender Überlegungen und auch prakti- 
scher Erprobung. Bekanntlich sind auch die auf Veranlassung der Bun- 
desregierung erarbeiteten Vorschläge des Arbeitskreises ,, Erschlie- 
ßungsbeitragsrecht“, der beim Bundesminister für Raumordnung, Bau- 
wesen und Städtebau gebildet worden war, auf Bedenken gestoßen. 
Ich weise in diesem Zusammenhang auf die Antwort der Bundesregie- 
rung auf Ihre Fragen zum Erschließungsbeitragsrecht in der Fragestunde 
des Deutschen Bundestages am 9. Juni 1978 (Stenographischer Bericht, 
S. 7629 — Anlage 7) hin. 

42. Abgeordneter Sind Meldungen zutreffend, wonach im Zuge der 

Dr. Schachtschabei Errichtung von Sammellagern für Asylbewerber der 
(SPD) Bau von behindertengerechten Wohnungen reduziert 

werden soll? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Sperling 
vom 4. September 

Der Bundesregierung sind bisher keine Meldungen bekannt, wonach im 
Zuge der etwaigen Errichtung von Sammellagern für Asylbewerber der 
Bau von behindertengerechten Wohnungen reduziert worden sein soll. 


20 




Deutscher Bundestag — 8. Wahlperiode 


Drucksache 8/4478 


Die Förderung von Wohnungen für Behinderte ist Teil des mit öffent- 
lichen Mitteln geförderten sozialen Wohnungsbaus, dessen Durchfüh- 
rung den Ländern obliegt und an dem sich der Bund durch Gewährung 
von Finanzhilfen an die Länder beteiligt. Die für 1980 vorgesehenen 
Finanzhilfen sind den Ländern im Rahmen einer mit ihnen abgeschlos- 
senen Verwaltungsvereinbarung uneingeschränkt zugeteilt worden. 

Die Unterbringung asylbegehrender Ausländer ist eine Verwaltungs- 
aufgabe der Länder. Daher obliegen auch Errichtung, Einrichtung 
und Unterhaltung etwaiger Lager dem jeweiligen Bundesland. Ob 
Länder — unter Wahrung des zur Förderung des sozialen Wohnungs- 
baus festgelegten Beteiligungsverhältnisses - im Zusammenhang mit 
einer etwaigen Errichtung von Sammellagern Mittel ihres Haushalts 
umgeschichtet haben, ist mir nicht bekannt. 


43. Abgeordnete 

Frau 

Dr. Baiser 

(SPD) 


Kann die Bundesregierung mitteilen, ob die Ab- 
sichten erreicht worden sind, die mit der Novel- 
lierung des Bundesbaugesetzes verfolgt wurden 
hinsichtlich Ersatzvornahmen durch die Gemein- 
den zur Sicherung schützenswerter Bausubstanz 
[§ 39 e des Bundesbaugesetzes (BBG)]? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Sperling 
vom 4. September 

Die Ersatzvornahme ist ein Mittel zur Durchsetzung eines rechtskräf- 
tigen Modernisierungs- oder Instandsetzungsgebots gegenüber dem 
Hauseigentümer. Sie erfolgt auf der Grundlage der Verwaltungsvoll- 
streckungsgesetze der Länder. Der Bundesregierung liegen keine Be- 
richte über Erfahrungen mit diesem Instrument vor. 

Das Modernisierungs- und Instandsetzungsgebot selbst, das den Kom- 
munen mit dem Inkrafttreten der umfassenden Novellierung des Städte- 
baurechts am 1. Januar 1977 auch außerhalb der Sanierungsgebiete zur 
Verfügung gestellt wurde, hat sich als ein nützliches Instrument zur Er- 
haltung und Verbesserung Schützens werter Bausubstanz erwiesen. Zwar 
sind der Bundesregierung nur verhältnismäßig wenige Fälle bekannt, in 
denen ein Modernisierungs- oder Instandsetzungsangebot angeordnet 
wurde. Dies ist aber in erster Linie darauf zurückzu führen, daß die Vor- 
schriften des § 39 e BBauG über das Modernisierungs- und Instand- 
setzungsgebot ihre größte Wirkung im Vorfeld der eigentlichen Gebots- 
anordnung entfalten: Bei den Verhandlungen zwischen Gemeinde und 
Eigentümer, die der Anordnung eines Gebots notwendig vorangehen, 
wird von den Gemeinden vielfach auf die Möglichkeit eines Modemi- 
sierungs- oder Instandsetzungsgebots hingewiesen, um eine freiwillige 
Durchführung der Modernisierung oder Instandsetzung zu erreichen. 
Vertraglich vereinbarten Modernisierungen kommt daher — wegen der 
weitreichenden Möglichkeiten der Kostenerstattung nach § 43 des 
Städtebauförderungsgesetzes vor allem in Sanierungsgebieten — prak- 
tisch die größte Bedeutung zu. 


44. Abgeordnete 
Frau 

Dr. Baiser 
(SPD) 


Falls mehr negative Erfahrungen in bezug auf die 
Anwendung des § 39e BBG vorliegen, wie könnten 
die Gemeinden nach Meinung der Bundesregierung 
schützenswerte Bausubstanz sichern, wenn die 
Besitzer das nicht von sich aus tun? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Sperling 
vom 4. September 

Das Modernisierungs- und Instandsetzungsgebot ist, gegebenenfalls 
im Zusammenwirken mit den Vorschriften des § 39 h BBauG über 
die Erhaltung baulicher Anlagen und den Vorschriften des Städtebau- 
förderungsgesetzes über die Sanierung, ein geeignetes Instrument zur 
Erhaltung, Instandsetzung und Modernisierung schützenswerter Bau- 
substanz. Einzuräumen ist allerdings, daß manche Gemeinden bei der 
Anwendung des neuen städtebaulichen Instrumentariums noch zu- 
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rückhaltend sind. Bei der Bewertung dieser Tatsache sollte allerdings 
nicht unberücksichtigt bleiben, daß die Einführung derartiger neuer 
Instrumente in der Praxis nach aller Erfahrung häufig erst mit einer 
gewissen zeitlichen Verzögerung erfolgt. 

Möglicherweise beruht die Zurückhaltung mancher Gemeinden bei der 
Anwendung des Modernisierungs- und Instandsetzungsgebots auch 
darauf, daß das Instrument zum Teil nicht wirksam genug ausgestaltet 
ist. Im Bundesministerium für Raumordnung, Bauwesen und Städte- 
bau wird daher zur Zeit geprüft, ob die Handhabung des Modernisie- 
rungs^ und Instandsetzungsgebots verbessert werden kann, um seinen 
noch breiteren Einsatz in der Praxis zu erleichtern. 

Wie beurteilt die Bundesregierung unter sozialen, 
mietrechtlichen, wohnungs- und städtebaupoliti- 
schen Gesichtspunkten die Umwandlung von rund 
750 in München-Harlaching gelegenen preisgün- 
stigen Altbaumietwohnungen in Eigentumswoh- 
nungen durch die Baden-Württembergische Kom- 
munale Landesbank zu Kaufpreisen, die nur für 
ganz wenige Mieter erschwinglich sind, und die 
sich daraus für die rund 2500 meist älteren und 
einkommensschwächeren Mieter ergebenden Folge- 
probleme, wie rechtswidrige Kündigungsversuche, 
Übermodernisierungen, Mieterhöhungs wellen und 
schließlich die schrittweise Verdrängung der altein- 
gesessenen Wohnbevölkerung durch zahlungskräftige 
Eigentümer und Mieter? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Sperling 
vom 3. September 

Der Bundesregierung liegen keine näheren Informationen über die Um- 
wandlungen in München-Harlaching vor, so daß ihr auch eine Beurtei- 
lung nicht möglich ist. Sie ist der Auffassung, daß die Umwandlung 
von Mietwohnungen in Eigentumswohnungen in erster Linie kauf- 
willigen Mietern dazu verhelfen sollte, ihre bisherigen Wohnungen zu 
angemessenen Preisen zu erwerben, um eine Verdrängung der altein- 
gesessenen Wohnbevölkerung zu verhindern. Durch Umwandlungen, 
die demgegenüber zu Mieterverdrängungen führen, werden die eigen- 
tums- und vermögenspolitischen Zielvorstellungen diskreditiert, die 
von der Bundesregierung in Übereinstimmung mit den drei im Deut- 
schen Bundestag vertretenen Parteien verfolgt werden. Sie hält rechts- 
widrige Kündigungsversuche in gleicher Weise für verwerflich wie die 
Verdrängung durch ungerechtfertigte Mieterhöhungen. 

Indessen gibt das geltende Mietrecht den Mietern bereits einen weitrei- 
chenden Kündigungsschutz. Durch das Gesetz zur Regelung der Miet- 
höhe sind sie auch vor ungerechtfertigten Mieterhöhungen geschützt. 
Den betroffenen Mietern ist daher besonders durch Aufklärung über 
ihre Rechte gedient. 

Verdrängungsprozesse, die durch aufwendige und teuer gestaltete 
Modernisierungen mit für die Mieter nicht mehr tragbaren Mieten 
entstehen, hält die Bundesregierung aus sozialen und städtebaulichen 
Gründen f^ür nicht hinnehmbar. Sie werden von ihr als eine Aushöhlung 
des Kündigungsschutzes angesehen. Wegen der Möglichkeiten, derarti- 
gen Verdrängungsprozessen entgegenzu wirken, verweise ich auf die 
Ausführungen zu Ihren nachfolgenden Fragen. 


45. Abgeordneter 
Dr. Schöfberger 
(SPD) 


46. Abgeordneter Reichen nach Ansicht der Bundesregierung die 
Dr, Schöfberger rechtlichen und die tatsächlichen Möglichkeiten 

(SPD) einer Gemeinde, wie der Landeshauptstadt Mün- 

chen, aus, um die Umwandlung der Wohnungen 
oder wenigstens deren nachteilige Folgen für die 
Mieter zu unterbinden, und sollte nach Ansicht 
der Bundesregierung eine betroffene Gemeinde 
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in solchen Fällen vom gesetzlichen Vorkaufsrecht 
nach § 24 a des Bundesbaugesetzes Gebrauch 
machen, um in dem Gebiet „die Zusammensetzung 
der vorhandenen Wohnbevölkerung“ zu erhalten, 
oder was gedenkt die Bundesregierung zu tun, um 
den betroffenen Gemeinden ausreichende und 
wirksame Möglichkeiten einzuräumen? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Sperling 
vom 3. September 

Die mit „Luxusmodernisierungen“ und der Umwandlung von Miet- 
in Eigentumswohnungen zusammenhängenden Probleme werden vom 
Bundesministerium für Raumordung, Bauwesen und Städtebau sehr 
sorgfältig verfolgt. Die bei diesen Vorgängen innerhalb und außerhalb 
von Sanierungsgebieten aufgetretenen und sowohl in rechtlicher als 
auch in tatsächlicher Hinsicht sehr schwierigen Fragen wurden in den 
letzten Monaten wiederholt auch mit allen hierfür zuständigen Landes- 
ministerien und den kommunalen Spitzenverbänden erörtert. Dabei 
wurde übereinstimmend festgestellt, daß das geltende Recht den Ge- 
meinden eine Reihe von Einwirkungsmöglichkeiten gibt, um Verdrän- 
gungsprozesse zu verhindern oder wenigstens in ihren Auswirkungen 
erheblich zu mildem, wenn auch die Anwendung dieser Vorschriften 
das Vorliegen der jeweils geschützten besonderen städtebaulichen 
Belange voraussetzt. Auf die Genehmigungsvorbehalte nach § 15 des 
Städtebaufördemngsgesetzes sowie auf die Ausweisung von Erhal- 
tungsgebieten nach § 39 h des Bundesbaugesetzes und das Vorkaufs- 
recht nach § 24 a des Bundesbaugesetzes ist besonders hinzuweisen. 
Nach aller Erfahrung dürfte es allerdings auch darauf ankommen, 
eine entsprechende kommunale Willensbildung zu erzielen und hieran 
unmißverständlich und konsequent festzuhalten. 

Ungeachtet der bereits vorhandenen städtebaurechtlichen Instrumente 
zur Verbind emng von Verdrängungsprozessen wird das Bundesmini- 
sterium für Raumordnung, Bauwesen und Städtebau der Verdrängungs- 
problematik weiterhin besondere Aufmerksamkeit widmen. So wird 
etwa im Rahmen der gegenwärtig vorbereiteten Novelliemng des 
Städtebauförderungsgesetzes u. a. geprüft, ob das Instmmentarium 
zur Verhindemng unerwünschter Verdrängungen noch verbessert 
werden kann. 

Soweit Modernisiemngsm aßnahmen nach dem Modemisierungs- und 
Energieeinspamngsgesetz gefördert werden, ist von den zuständigen 
Bewilligungsstellen darauf zu achten, daß die Wohnungen nach der Mo- 
dernisiemng von ihrer Miete her für die angemessene Wohnraumversor- 
gung breiter Schichten der Bevölkerung geeignet sind (§ 10 Abs. 1 
Satz 1 Nr. 4 ModEnG). Außerdem muß die Fördemng gern. § 13 
Abs. 1 Satz 2 der Höhe nach so bemessen werden, daß die Erhöhung 
der Miete tragbar ist und in einem angemessenen Verhältnis zu den Vor- 
teilen aus der Modernisierung steht. Im Bereich der geförderten Mo- 
dernisierung könnte es daher zu „Hinausmodemisierungen“ von Mie- 
tern nur kommen, wenn die Bewilligungsstelle diese Vorschriften nicht 
beachtet hätte. 

Ferner ist darauf hinzuweisen, daß gegenüber Mieterverdrängungen 
infolge Zweckentfremdung von Wohnungen bei Umwandlungen speziell 
in München auch die Vorschriften über die Zweckentfremdung von 
Wohnraum zum Zuge kommen müßten. 


47. Abgeordneter Wie beurteilt die Bundesregierung den auch vom 
Dr. Schöfberger Münchener Oberbürgermeister unterstützten Vor- 
(SPD) schlag, die Umwandlung von Altbaumietwohnun- 

gen in Eigentumswohnungen gänzlich zu verbieten, 
unter bestimmten Voraussetzungen (z. B. der 
Wohnraumgröße) zu verbieten, unter Genehmi- 
gungsvorbehalt zu stellen oder wenigstens die 
* Schutzfrist des § 564 b Abs. 2 Nr. 2 Satz 2 BGB von 

bisher drei auf künftig acht Jahre zu verlängern? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Sperling 
vom 3. September 

Die Bundesregierung ist der Auffassung, daß Maßnahmen wie Umwand- 
lungS“ und Veräußerungsverbote oder auch Genehmigungsvorbehalte, 
die unmittelbar in die Verfugungsbefugnis des Eigentümers eingreifen, 
ungeachtet ihrer verfassungsrechtlichen Problematik erst dann zu er- 
wägen sind, wenn andere Schutzmaßnahmen, wie beispielsweise Kündi- 
gungsschutzvorschriften nicht den erforderlichen Zweck erfüllen. Zu 
dem Vorschlag, die Schutzfrist des § 564 b Abs. 2 Nr. 2 Satz 2 BGB zu 
verlängern, weise ich zunächst auf die Verbesserungen im Bereich der 
Sozialmietwohnungen durch das Wohnungsbauänderungsgesetz 1980 
vom 20. Februar 1980 (BGBl. I S. 159) hin. Hiernach darf nach Um- 
wandlung der Sozialmietwohnung in eine Eigentumswohnung nicht 
nach § 564 b Abs. 2 Nr. 2 Satz 2 BGB gekündigt werden, solange die 
Wohnung als öffentlich gefördert gilt. Dies ist - in Gebieten mit erhöh- 
tem Wohnungsbedarf wie München — selbst bei freiwilliger vorzeitiger 
Rückzahlung der öffentlichen Mittel bis zum Ablauf des achten Jahres 
nach Rückzahlung — längstens jedoch bis zum Ablauf der regulären 
Tilgungszeit — der Fall (sogenannte Nachwirkungsfrist). Es wird gegen- 
wärtig geprüft, wie weit sich darüber hinaus eine generelle Verlängerung 
der Schutzfrist des § 564 b Abs. 2 Nr, 2 Satz 2 BGB empfiehlt, die auch 
den Mietern freifinanzierter Wohnungen zugute kommt. Entsprechende 
Forderungen sind unter Hinweis auf konkrete Fälle in letzter Zeit von 
verschiedenen Seiten erhoben worden. Die Meinungsbildung zu dieser 
Frage ist noch nicht abgeschlossen. 

48. Abgeordneter Was hat die Bundesregierung bisher schon unter- 

Dr. Schöfberger nommen, um den Gemeinden wirksame Mittel ge- 

(SPD) gen sozial ungerechtfertigte Umwandlungen an die 

Hand zu geben oder die Rechtsposition der bedroh- 
ten Mieter zu verbessern, und an wem oder woran 
sind vergebliche Versuche dieser Art bislang ge- 
scheitert? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Sperling 
vom 3. September 

Gegen sozial ungerechtfertigte und spekulative Umwandlungen, ins- 
besondere in einzelnen Großstadtbereichen wie München, Berlin und 
Hamburg hat der Bundesminister für Raumordnung, Bauwesen und 
Städtebau sofort Stellung genommen, als die ersten Fälle dieser Art 
erkennbar wurden. Er hat dabei nicht nur die für das Wohnungswesen 
zuständigen Länderminister und die Wohnungswirtschaft um Mithilfe 
ersucht, sondern auch die Bundesnotarkammer und ebenso die Banken- 
vereinigungen um Unterstützung seiner Bemühungen zur Unterbindung 
solcher Problemfalle gebeten. Die gesamte Problematik wurde ferner 
anläßlich der Beratungen des Wohnungsbauänderungsgesetzes 1980 
eingehend von den beteiligten Ausschüssen des Deutschen Bundestages 
erörtert. Dies führte dazu, daß entsprechend den Vorschlägen der bei- 
den Koalitionsfraktionen zusätzliche Schutzvorschriften für die Mieter 
von Sozialmietwohnungen in das Wohnungsbindungsgesetz aufgenom- 
men wurden. Den Gemeinden stehen wie in den vorhergehenden Fragen 
dargelegt eine Reihe wohnungs- und städtebaupolitisch wirksamer 
rechtlicher Instrumentarien zur Vefügung. Die Bundesregierung hat 
jedoch den Eindruck gewinnen müssen, daß die Landeshauptstadt 
München dieses Instrumentarium nicht mit der gebotenen Konsequenz 
nutzt, sondern eher dazu neigt, öffentlich mit Vorschlägen zu Gesetzes- 
änderungen hervorzutreten. 

Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Bildung und Wissenschaft 

49. Abgeordneter Welche Bedeutung mißt die Bundesregierung der 
Weisskirchen Fachhochschule im Hochschulbereich zu? 
(Wiesloch) 

(SPD) 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Engholm 
vom 3. September 

Für die Bundesregierung bildet die Entwicklung der Fachhochschulen 
zu Einrichtungen, die gleichwertig neben den anderen Hochschularten 
stehen, seit langem einen Schwerpunkt ihrer Hochschulpolitik. Dies 
wird sichtbar in der Einbeziehung der Fachhochschulen in die Gemein- 
schaftsaufgabe Hochschulbau, ihrer statusrechtlichen Aufwertung zu 
Körperschaften des öffentlichen Rechts durch das Hochschulrahmen- 
gesetz, der Diplom ierung ihrer Absolventen, der Überleitung der Fach- 
hochschullehrer in Professorenämter und ihrer Einbeziehung in die 
C-Besoldung. 

Das Hochschulrahmengesetz weist allen Hochschulen, auch den Fach- 
hochschulen, die Aufgabe zu, die Studenten auf berufliche Tätigkeiten 
vorzubereiten, die die Anwendung wissenschaftlicher Erkenntnisse und 
wissenschaftlicher Methoden erfordern (§2 Abs. 1 S. 2). Auf dieser 
gemeinsamen Grundlage aller Hochschulen läßt das Hochschulrahmen- 
gesetz die in den Ländergesetzen vorgesehenen Differenzierungen beim 
Studienangebot und in der Wissenschaftspflege zu. Die Bedeutung der 
Fachhochschulen liegt dabei nach Auffassung der Bundesregierung in 
der besonders praxisbezogenen Ausbildungs-, Forschungs- und Ent- 
wicklungsarbeit, mit der die Fachhochschulen einen wichtigen Beitrag 
zu der von Bund und Ländern angestrebten Ausweitung und Differen- 
zierung der Ausbildungsangebote im Hochschulbereich leisten. 

Von besonderem Interesse sind die Fachhochschulen auch im Hinblick 
auf die soziale Herkunft ihrer Studierenden. Wie Untersuchungen des 
Deutschen Studentenwerks belegen, ist der Anteil der Arbeiterkinder, 
gemessen an der Gesamtstudentenzahl, an Fachhochschulen mehr als 
doppelt so hoch wie an wissenschaftlichen Hochschulen. Die Fach- 
hochschulen haben damit nach Auffassung der Bundesregierung auch 
Bedeutung im Hinblick auf die Verbesserung der Ausbildungschancen 
bisher bildungsferner Bevölkerungsschichten. 


50. Abgeordneter 
Weisskirchen 
(Wiesloch) 
(SPD) 


Worauf führt die Bundesregierung die unterschied- 
liche Entwicklung der Studienanfängerzahlen bei 
den Fachhochschulen und die regional unterschied- 
liche Auslastung in den Ländern bei den Fachhoch- 
schulen zurück? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Engholm 
vom 3. September 

Die Entwicklung der Studienanfängerzahlen an Fachhochschulen war 
im Jahr 1979 gegenüber den beiden vorangegangenen Jahren erstmals 
wieder bundesweit durch einen deutlichen Anstieg gekennzeichnet. 
Rund 50 000 Studien berechtigte, das sind 27,9 v. H. aller Studienanfän- 
ger, entschieden sich für den Besuch einer Fachhochschule. Bei durch- 
aus unterschiedlicher Entwicklung in den einzelnen Bundesländern 

— sie reicht von + 14,7 v. H. (Rheinland-Pfalz) bis zu — 3,3 v. H. (Ham- 
burg) — betrug die Zunahme der Studienanfänger im Durchschnitt aller 
Bundesländer gegenüber dem Vorjahr 5,4 v. H. (ohne verwaltungsinter- 
ne Fachhochschulen). 

Mit Ausnahme der Fächergruppe Mathematik, Naturwissenschaften 

- die zu den kleineren Fächergruppen bei den Fachhochschulen zählt — 
lag die Auslastung der Fachhochschulen im Bundesdurchschnitt deut- 
lich über 100 Prozent und kann damit als insgesamt gut bezeichnet 
werden. Über die Gründe der regional unterschiedlichen Entwicklung 
bei den Studienanfängerzahlen und der unterschiedlichen Auslastung 
der Fachhochschulen liegen der Bundesregierung bisher keine Untersu- 
chungen vor. Dies gilt auch für die nicht vollständige Auslastung der 
Fächergruppe Mathematik, Naturwissenschaften. Die Bundesregierung 
ist bemüht, über diese Gründe nähere Informationen zu erhalten. 
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51. Abgeordneter Wie haben sich die Zulassungsbeschränkungen an 
Thüsing den Hochschulen entwickelt seit dem Beschluß der 

(SPD) Regierungschefs von Bund und Ländern vom 

4. November 1977 über den Abbau des numems 
clausus? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Engholm 
vom 4. September 

Der auf Grund der Initiative des Herrn Bundeskanzlers zustande gekom- 
mene Beschluß der Regierungschefs von Bund und Ländern zur „Siche- 
rung der Ausbildungschancen der geburtenstarken Jahrgänge“ vom 
4. November 1977 und die dem Beschluß vorangegangenen Beratungen 
haben rasch zu einer spürbaren Verbesserung der Zulassungssituation 
geführt: 

- Während im Wintersemester 1976/77 noch 56 Studiengänge, davon 
15 gymnasiale Lehrämter, in das zentrale ZVS-Verfahren einbezogen 
waren, sind im Wintersemester 1980/81 nur noch 11 Studiengänge 
(Agrarwissenschaft, Architektur, Biologie, Forstwissenschaft, Haus- 
halts- und Ernährungswissenschaft, Lebensmittelchemie, Pharmazie, 
Psychologie, Medizin, Zahnmedizin und Tiermedizin) in das zentrale 
ZVS-Auswahlverfahren einbezogen. 

— In den Lehramtsstudiengängen gibt es keinen bundesweiten numems 
clausus mehr. 

— In weiteren sieben Studiengängen (Betriebswirtschaft, Elektrotech- 
nik, Maschinenbau, Pädagogik, Rechtswissenschaft, Vermessungs- 
wesen, Wirtschaftspädagogik) führt die Zentralstelle für die Vergabe 
von Studienplätzen (ZVS) im Wintersemester 1980/81 ein sogenann- 
tes besonderes Verteilungsverfahren durch. Danach erhält jeder 
Bewerber; der einen dieser Studiengänge als Hauptstudienwunsch 
nennt, einen Studienplatz, allerdings nicht immer am Hochschulort 
seiner ersten Wahl. Bei diesem Verfahren kann deshalb nicht von 
Zulassungsbeschränkungen gesprochen werden, die ZVS hilft hier 
vielmehr den Studienbewerbern, aufwendige Mehrfachbewerbungen 
zu vermeiden und erfüllt damit eine wichtige Servicefunktion. 

Nach einer Übersicht der Westdeutschen Rektorenkonferenz hat sich 
auch der Umfang der örtlichen Zulassungsbeschränkungen im vergange- 
nen Wintersemester 1979/80 gegenüber den beiden vorausgegangenen 
Wintersemestern verringert: Von knapp über 100 Studiengängen ein- 
schließlich der Lehrämter im Wintersemester 1978/79 auf ca. 80 Stu- 
diengänge im Wintersemester 1979/80 (ohne Fach-, Kunst- und Musik- 
hochschulen). 

Insgesamt kann als Ergebnis dieser Öffnungspolitik festgestellt werden, 
daß nunmehr für mehr als 85 v. H. der Studiengänge kein bundesweiter 
numems clausus besteht. 


52. Abgeordneter 
Thüsing 
(SPD) 


Wie beurteilt die Bundesregiemng die weitere Ent- 
wicklung im Hochschulbereich im Hinblick auf die 
geburtenstarken Jahrgänge? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Engholm 
vom 4. September 

Mit der Festlegung des Ausbauziels von 850000 Studienplätzen haben 
Bund und Länder bereits 1976 und 1977 Vorsorge getroffen, um den 
Hochschulbereich auch für die Aufnahme der geburtenstarken Jahr- 
gänge vorzubereiten. Das Ausbauziel ist so dimensioniert, daß unter 
kurz- bis mittelfristigen Gesichtspunkten bei Inkaufnahme einer ver- 
tretbaren räumlichen „Überlast“ den betroffenen Studienbewerbern 
rechtzeitig ein ausreichendes Studienplatzangebot gemacht werden 
kann. 
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Die zum Zehnten Rahmenplan für den Hochschulbau von den Ländern 
angemeldeten Bauvorhaben füllen den durch das Ausbauziel gesteckten 
Rahmen weitgehend aus. Zu den 1979 vorhandenen rund 717000 Stu- 
dienplätzen nach Flächenrichtwerten werden nach den Anmeldungen 
der Länder bis 1984 rund 75 000 neue Studienplätze hinzukommen. 
Der Bestand wird auf rund 792000 ansteigen. Nach Fertigstellung aller 
Vorhaben des Zehnten Rahmenplans werden rund 820000 Studien- 
plätze zu Verfügung stehen. Damit wird — gemessen am Ausbauziel - 
ein Realisierungsgrad von über 96 v. H. erreicht werden. 

Ebenso wurde in der Vergangenheit die Personalausstattung von den 
Ländern entscheidend verbessert. Für die Zeit besonders hoher Studen- 
tenzahlen muß allerdings im Interesse der Bildungschancen der gebur- 
tenstarken Jahrgänge eine begrenzte Erhöhung der Studenten/Personal- 
Relation hingenommen werden. Dabei wird davon ausgegangen, daß 
eine zu große Verschlechterung durch zeitlich befristete Maßnahmen 
ausgeglichen wird, wie sie das Überlastprogramm der Länder vorsieht. 
Zur Sicherung der Qualität von Forschung und Lehre dürfen die hier- 
für geltenden Maßstäbe wegen ihrer Belastung für Hochschullehrer, 
Mitarbeiter und Studenten nur vorübergehend angewendet werden. 
Im übrigen verweise ich auf die Antwort der Bundesregierung zur 
Großen Anfrage von SPD und FDP zur Situation im Hochschulbereich 
(Drucksache 8/4459). 


53. Abgeordneter 

Vogelsang 

(SPD) 


Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregierung, 
die Studienreform an den Hochschulen im Sinne 
der vom Bundesminister für Bildung und Wissen- 
schaft vorgelegten „Orientierungspunkte“ voranzu- 
treiben? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Engholm 
vom 5. September 

Die Möglichkeiten der Bundesregierung, die Studienreform voranzu- 
treiben, sind beschränkt; denn nach dem Hochschulrahmengesetz 
(HRG) ist die Studienreform primäre Aufgabe der Hochschulen und 
der Länder. Zur Unterstützung des Studienreformprozesses haben die 
Länder überregionale Studienreformkommissionen eingesetzt, die 
nach dem Hochschulrahmengesetz ein Forum für die Verständigung 
zwischen Hochschulen, Staat und Berufspraxis sein sollen. Der Bundes- 
minister für Bildung und Wissenschaft selbst hat nur beratende Stimme 
in der fachübergreifenden „Ständigen Kommission für die Studien- 
reform“; außerdem ist er Mitglied in der Fachkommission Zahnmedi- 
zin. 

Bei diesen beschränkten Mitwirkungsrechten in der Studienreform 
hält es der Bundesminister für Bildung und Wissenschaft für seine 
wesentliche Aufgabe, die überregionalen Studienreformkommissionen 
und die Hochschulen in ihrer Arbeit zu unterstützen. Dies geschieht 
insbesondere durch 

- die Veröffentlichung eigener Überlegungen, die Denkanstöße geben 
und die Studienreform diskussion intensivieren sollen 

und 

— die Förderung von Forschungsvorhaben und Modellversuchen, die 
die im HRG niedergeiegten zentralen Reformziele konkretisieren 
und die Möglichkeiten ihrer Verwirklichung abklären sollen. 

Bei den ,, eigenen Überlegungen“ ist insbesondere auf die 1978 veröf- 
fentlichten „22 Orientierungspunkte zur Hochschulausbildung“ zu ver- 
weisen, in denen der Bundesminister für Bildung und Wissenschaft seine 
Zielvorstellungen, Vorschläge und Maßstäbe für die Studienreform dar- 
gelegt hat. Diese Veröffentlichung hat ein lebhaftes Echo und vielfach 
Zustimmung gefunden. Sie haben die ,, Grundsätze für Studium und 
Prüfung“ der Ständigen Kommission für die Studienreform wesentlich 
beeinflußt. 
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Die vom Bund angeregten oder in der Planung befindlichen Forschungs- 
vorhaben und Modellversuche befassen sich z. B. mit Fragen einer 
stärkeren Praxisorientierung des Studiums, der Analyse von Berufs- 
feldem, der Studierbarkeit des Lehrangebots, der Einführung von 
Orientierungsphasen oder der Verwendung neuer Lehrformen. Damit 
die Ergebnisse dieser Forschungsvorhaben möglichst alle in der Stu- 
dienreform Verantwortlichen, insbesondere die Hochschullehrer und 
Studenten, erreichen, fördert der Bundesminister für Bildung und 
Wissenschaft auch Fachtagungen, Symposien, Expertenhearings und 
entsprechende wissenschaftliche Veröffentlichungen. 

Trotz der beschränkten Zuständigkeit des Bundes ist es ihm auf diese 
Weise gelungen, die Studienreform auf verschiedenen Ebenen voran- 
zubringen. Die Bundesregierung wird sich weiterhin bemühen, ihren 
Beitrag zur Einlösung des Auftrags des HRG und der Verwirklichung 
seiner Studienreformziele zu leisten; dies besonders auch deswegen, 
weil die Studienreform unter einem erheblichen Zeitdruck steht: 
in nur wenigen Jahren werden die geburtenstärksten Jahrgänge in 
die Hochschulen kommen. 

54. Abgeordneter In welchem Umfang wird das weiterbildende Stu- 
Vogelsan^ dium in dem Modellversuch der Bund-Länder- 

(SPD) Kommission für Bildungsplanung und Forschungs- 

förderung berücksichtigt? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Engholm 
vom 5. September 

Das weiterbildende Studium, durch das Berufstätigen die Möglich- 
keit eröffnet werden soll, ihre Kenntnisse aufzufrischen, zu vertiefen 
und gegebenenfalls zusätzliche Qualifikationen zu erwerben, ist erst- 
malig durch das Hochschulrahmengesetz den Hochschulen als Aufgabe 
übertragen worden. 

Das weiterbildende Studium gehört zu einem der 13 Schwerpunktbe- 
reiche des Modellversuchsprogramms der Bund-Länder-Kommission für 
Bildungsplanung und Forschungsförderung. An verschiedenen Hoch- 
schulen werden Modelle mit dem Ziel erprobt, ihre Ergebnisse anschlie- 
ßend in das Lehrangebot der Hochschulen aufzunehmen. 

Seit Beginn dieses Programms sind inzwischen 23 Versuche zum weiter- 
bildenden Studium in die Förderung aufgenommen worden. Es handelt 
sich dabei u. a. um Angebote der Hochschulen aus den Gebieten Mana- 
gementausbildung, Arbeitswissenschaft, Arbeitssicherheit, Fertigungs- 
technik, Stadt- und Regionalplanung, Journalistenweiterbildung, Hoch- 
schuldidaktik und Verbesserung der Unterrichtsbefähigung von Lehr- 
personal an Krankenpflegeschulen. Dafür sind bisher 15,4 Millionen 
DM vom Bund bereitgestellt worden. Elf neue Anträge aus diesem Be- 
reich sind von den Ländern zum 1. Juli 1980 bei der Bund-Länder- 
Kommission gestellt worden. Ihre Beratung ist in den Gremien der 
Bund-Länder-Kommission nocht nicht abgeschlossen, so daß noch nicht 
feststeht, ob alle diese Modelle gefördert werden können. 


55. Abgeordneter Bis wann erwartet die Bundesregierung aus dem 
Vogelsang Modellversuchsprogramm der Bund-Länder-Kom- 

(SPD) mission für Bildungsplanung und Forschungsförde- 

rung Ergebnisse, die Schlußfolgerungen für einen 
flächendeckenden Ausbau der Weiterbildung, wie im 
§ 21 des Hochschulrahmengesetzes vorgesehen, 

zulassen? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Engholm 
vom 5. September 

Von den erwähnten Modellversuchen sind bisher nur zehn zum Ab- 
schluß gebracht worden. Deshalb soll im Rahmen der Bund-Länder- 
Kommission mit der überregionalen Auswertung des Bereichs „Weiter- 
bildende Studienangebote“ erst im Jahr 1982 begonnen werden. 
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Die Bundesregierung wird darauf hin wirken, daß die Auswertungsarbei- 
ten innerhalb eines Zeitraums von einem Jahr zum Abschluß gebracht 
werden, so daß der Auswertungsbericht im Jahr 1983 vorliegt. 

Ich gehe davon aus, daß Hochschulen auch außerhalb von Modell- 
versuchen bis zu diesem Zeitpunkt schon weiterbildende Studien anbie- 
ten. Die daraus gewonnenen Erfahrungen und der erwähnte Auswer- 
tungsbericht werden sicherlich eine gute Entscheidungsgrundlage dafür 
sein, in welchem Umfang und in welcher Form die Aufgabe von allen 
Hochschulen künftig angegangen werden soll. 


Bonn, den 12. September 1980 






